
Landgrabbing in Lateinamerika –
Raub der Lebensgrundlage
In  Entwicklungs-  und  Schwellenländern  –  wir  sagen  dazu
Halbkolonien, da sie ökonomisch meist von einem imperialistischen
Land  beherrscht  werden  –  findet  sehr  starke  Ausbeutung  und
Unterdrückung an der dortigen Bevölkerung statt. Häufig ist es sehr
schwer einen Arbeitsplatz zu finden, oder von diesem zu überleben.
Viele Menschen sind daher auf die Landwirtschaft angewiesen. Meist
um sich selbst zu ernähren, seltener um noch einen geringen Teil
ihrer  Waren  an  andere  zu  verkaufen.  Alles,  was  diese  Menschen
besitzen,  ist  ein  Stück  Land,  doch  auch  diese  existenzielle
Lebensgrundlage wird ihnen vielerorts genommen. Meist passiert dies
durch  ausländische  Investor_Innen  oder  gar  ganze  Staaten.  Viele
Kapitalist_Innen  aus  Industriestaaten  besitzen  in  Halbkolonien
riesige Landflächen die einzig und allein dafür genutzt werden, um
Waren zu produzieren und diese zurück in die Industrieländer zu
exportieren.

Natürlich  geben  die  Bauern/Bäuerinnen  die  Fläche  nicht  freiwillig  her.
Manche bekommen tatsächlich auch Pacht bezahlt, allerdings meist in sehr
kleinen Summen, wie z. B. drei Dollar pro Monat, von denen keinesfalls eine
ganze Familie leben kann. Oft wird ihnen auch versprochen, dass ihr Dorf ein
Krankenhaus oder eine Schule bekommt, im Gegenzug dafür, dass sie ihr
Land  hergeben.  Doch  dies  bleiben  meist  nur  Versprechungen  und  die
Menschen  haben  nicht  nur  ihr  Land  verloren,  sondern  auch  ihre
Beschäftigung  sowie  die  Lebensgrundlage  ihrer  Familien.

Manchmal kommt es jedoch noch schlimmer.  An manchen Orten werden
nicht einmal leere Versprechungen gemacht. Bauern und Bäuerinnen werden
regelrecht  von  ihren  Ländereien  vertrieben,  um  Platz  für  internationale
Investor_Innen  zu  machen.  Kommt  es  hierbei  zu  Gegenwehr,  wird
kurzerhand die  Ernte  beschädigt  oder  man brennt  die  ganze Landfläche
inklusive  Wohnhaus  nieder.  Ist  dies  nicht  genug,  kann  es  auch  zu
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körperlicher  Gewalt  bis  hin  zu  Mord  kommen,  entscheiden  sich  die
Bauern/Bäuerinnen nicht zur „Korporation“. All das fällt unter den Begriff
„Landgrabbing“.

Soja – einer der vielen Gründe für arbeitslose Bauern/Bäuerinnen

Besonders gut lässt sich „Landgrabbing“ am Beispiel der Sojabohne erklären.
Die Sojabohne ist zurzeit ein Lebensmittel, das weltweit nachgefragt wird.
Für viele ist es nicht nur gesund, sondern der Lebensmittelersatz schlecht
hin. Zusätzlich wird Soja in der Fleischindustrie zu Tausenden Tonnen als
Tierfutter verwendet. Doch an ihrem Vertrieb verdienen viele große Kapitale:
z. B. Monsato, hinsichtlich des internationalen Handels, Bayer, hinsichtlich
der  Pestizide  und  Dünger,  sowie  Volvo,  hinsichtlich  der  Produktion  der
landwirtschaftlich  erforderlichen  Geräte.  Nicht  zu  vergessen  sind
Investmentbanken wie Goldman Sachs, die das „Landgrabbing“ finanzieren
oder durch Spekulationen auf  Lebensmittel  ihren Beitrag zur  miserablen
Lage leisten.

Alleine in der Savanne Cerrado in Brasilien lebten Mitte des 20. Jahrhunderts
bis zu 50 indigene Völker, die heute der Produktion von Sojabohnen weichen
mussten. Diese Savanne ist ungefähr 6-mal so groß wie Deutschland und
besitzt das größte Ökosystem der Erde. Doch wenn so weiter gewirtschaftet
wird wie bisher, wird 2030 von dieser Fläche nichts mehr übrig bleiben.
2007 haben in Brasilien durch Landraub 2,9 Millionen Menschen ihr Zuhause
und ihre Existenz verloren, in Argentinien und Paraguay betraf es 150.000
bis  300.000 Familien.  Diese  blieben logischerweise  nicht  auf  dem Land,
sondern gingen in Hoffnung auf Arbeit in die Städte, um dort enttäuscht zu
werden und in Armenvierteln zu leben.
Der  deutsche  Staat  ist  direkt  involviert  in  diesen  Landraub  für
Sojaproduktion,  denn  der  Agrarfond  der  Deutschen  Bank  ist  am
argentinischen Konzern Cresud beteiligt, welcher viel Land in Südamerika
zur Sojaproduktion besitzt.

Nicht alle geben auf – der Kampf um die Ackerfläche

Doch nicht alle Menschen in Südamerika lassen sich ihres rechtmäßigen



Landes berauben. Sie geben nicht auf und wehren sich gegen diese meist
illegale Enteignung ihrer Wirtschaftsflächen. Es gibt einige Initiativen wie
zum  Beispiel  die  brasilianische  Landlosenbewegung  MST,  eine
Massenorganisation,  welche radikal  für  selbstbestimmte Wiederaneignung
kämpft  und  unter  anderem  Felder  besetzt  und  Großkundgebungen
durchführt.  Ihre  Anfänge sind in  der  späten Industrialisierung Brasiliens
1970 zu finden. Damals kämpfte man dafür, dass die Felder keinen Fabriken
weichen mussten. Die MST hatte vor allem Anfang des 21. Jahrhunderts mit
starken und gewaltsamen Repressionen seitens des Militärs und der Polizei
zu kämpfen. Sie werden mittlerweile jedoch von der Regierung anerkannt. An
der Durchsetzung ihrer Forderungen zur Rückgabe des Landes an sie hat das
nicht viel geändert. Höchstens ein Drittel wurde zurückgegeben.

Doch  nicht  nur  gewaltsame  Niederschlagungen  von  Protesten  sind  in
Südamerika gang und gäbe, viele der Aktivist_Innen werden wie zum Beispiel
in Kolumbien auch einfach in überfüllte Gefängnisse gesperrt und warten
dann unter unmenschlichen Zuständen auf ihre Entlassung. Mit bis zu 70
Menschen müssen sie sich die wenigen Quadratmeter für Monate teilen.
Viele der Insassen werden nicht nur körperlich, sondern auch geistig krank.
Einige leiden an Schizophrenie und Depressionen. Medizinische wie auch
psychologische Hilfe wird ihnen nicht bereitgestellt.

Jeglicher  Kampf  gegen  Landraub  ist  unserer  Meinung  nach  legitim  und
unterstützenswert.  Jedoch  muss  diesem  Kampf  auch  eine  Perspektive
gegeben werden, welche nur im Bündnis mit der Arbeiter_innenklasse zu
finden ist. Auch in halbkolonialen Ländern ist die Arbeiter_innenklasse durch
ihre  gesellschaftliche Stellung in  der  Lage die  demokratischen wie  auch
sozialen Probleme der jeweiligen Länder zu lösen. Die Erfahrung der MST in
Brasilien zeigt jedoch, dass ein solches Bündnis zwischen Bauern/Bäuerinnen
und der Arbeiter_innenklasse auf revolutionäre Füße gestellt werden muss.
Hat die Zusammenarbeit der MST mit der reformistischen Regierungspartei
Partido dos Trabalhadores (PT), nicht zur Durchsetzung ihrer Ziele geführt.
Eine solche Zusammenarbeit muss ein revolutionäres Programm zum Inhalt
haben und nur in Verbindung mit der Theorie der „Permanenten Revolution“
erfolgreich  sein.  Eine  Theorie,  welche  die  demokratischen  Fragen  und



Probleme  der  Halbkolonien  mit  den  sozialen  Fragen  und  Probleme  des
Kapitalismus national wie auch international verknüpft und Antworten dafür
bereithält.

VON LEONIE SCHMIDT

Anschläge  in  Belgien  und
Pakistan:  Die  Täter  sind
dieselben
VON SVENJA SPUNCK

Innerhalb  nur  weniger  Tage  erschütterten  terroristische  Anschläge  in
Brüssel  und  Lahore  die  Öffentlichkeit.  Beide  Anschläge  wurden  von
islamistischen  Terrororganisationen  ausgeführt,  die  zu  Daesh/Islamischer
Staat/Taliban  gehören.  Bei  beiden  starben  unschuldige  Menschen  auf
öffentlichen Plätzen, die man auf dem Weg zur Arbeit oder zur Erholung am
Wochenende passiert.

Wir verurteilen die Anschläge gegen die unschuldige Zivilbevölkerung und
solidarisieren  uns  mit  ihren  Angehörigen.  Das  sollten  alle  sich  als
Sozialist_Innen  und  Demokrat_Innen  verstehenden  Menschen  tun.

Doch während der Anschlag auf die Metro und den Flughafen in Brüssel die
Titelblätter  und  Eilmeldungen  aller  deutschen  Medien  füllte,  wurde  die
Bombe,  die  inmitten  eines  Freizeitparks  für  Kinder  in  Lahore,  Pakistan,
detonierte, nicht annähernd so viel Aufmerksamkeit geschenkt.
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Diese Haltung ist bezeichnend für die bürgerlichen Medien und die politische
Elite unseres Kontinents.

Der Anschlag auf die „Hauptstadt Europas“ oder auf eine Stadt in einem
Land, das sich als „islamische Republik“ bezeichnet, wird in europäischen
Medien unterschiedlich wiedergegeben. Denn scheinbar seien die Menschen
in  Pakistan,  einem Land  in  einer  grundlegend  politisch  völlig  instabilen
Region, sowieso an Terror, Bomben und Selbstmordattentäter gewöhnt. Die
Menschen in Westeuropa hingegen seien da viel zivilisierter.

Ein anderes Bild

Doch  wenn  man  die  Situation  von  einem  internationalistischen  und
sozialistischen aus Standpunkt betrachtet, dann ergibt sich ein anderes Bild.
Die  Anschläge  des  Daesh  und  anderer  erzreaktionärer  Organisationen
können  nicht  verstanden  werden,  wenn  nicht  auch  die  Ursachen  ihres
Anwachsens begriffen werden.

Profanes Wissen über Kolonialgeschichte reicht bereits aus, um zu wissen,
welch riesigen und bis heute andauernden Schaden die Versklavung ganzer
Kontinente durch die westlichen Kolonialmächte wie England,  Frankreich
und auch Belgien verursacht hat. Diese imperialistische Politik wird bis heute
von ihnen und anderen Mächten fortgesetzt.

Nicht  nur  die  wirtschaftliche  Abhängigkeit,  sondern  auch  die  direkte
Intervention,  Besatzung  tragen  zur  sogenannten  politischen  „Instabilität“
dieser Länder bei. Die Unterdrückung fortschrittlicher Bewegungen und vor
allem  der  Arbeiter_Innenklasse  durch  diese  Regime  mithilfe  der
Imperialisten, aber auch die politischen Fehler der Linken spielen dabei den
Islamisten in die Hände, die sich als Sammelpunkt der Verzweifelten aus den
Mittelschichten  (aber  auch  anderen  Klassen)  und  als  falsche,
antiimperialistische Alternative zu profilieren suchen. Hinzu kommt, dass die
heutigen „Terroristen“ dabei oft selbst die Ziehkinder des Imperialismus aus



vergangenen Zeiten sind.

Das sieht man sehr gut am Aufstieg des sogenannten Islamischen Staates.
Ohne  die  französische  Intervention  in  Syrien  oder  die  anhaltende
Unterstützung  des  Assad-Regimes  durch  den  russischen  Imperialismus
würde die Lage im Nahen Osten heute ganz anders aussehen. Das heißt aber
keinesfalls, die Opfer in Paris oder Brüssel seien selbst Schuld an ihrem Tod.

Keine leeren Worte

Um Solidarität  mit  den  Opfern  von  Brüssel  und  Lahore  nicht  als  leere
Worthülse  stehen  zu  lassen,  gilt  es  auch,  die  Verantwortlichen  für  die
Verhältnisse zu benennen, die diese reaktionären Anschläge hervorgebracht
haben.  Die imperialistischen Mächte,  die größten „Terroristen“ der Welt,
haben  den  Boden  bereitet,  auf  dem Daesh  und  andere  ihr  reaktionäres
Unwesen  treiben.  Ihre  Taten  sind  nicht  nur  unmenschlich,  sie  spielen
letztlich auch den imperialistischen und anderen reaktionären Herrschenden
in die Hände, die ihre wirtschaftlichen und politischen Ziel im Namen des
„Krieges  gegen  den  Terror“  verfolgen,  den  ihre  „Ordnung“  erst
hervorgebracht  hat.

Angst  und  Schrecken  werden  zudem  ausgenutzt,  um  weiterhin
demokratische  Rechte  auszuhebeln.

So geschah es bereits im monatelang andauernden Ausnahmezustand, der in
Frankreich  verhängt  wurde.  Die  Gefahr  eines  weiteren  Anschlags  wurde
dabei nicht gesenkt, dafür wurde aber politische Aktivist_Innen schikaniert,
tausende Wohnungen muslimischer Mitbürger_Innen durchsucht und eine
ganze Community unter Generalverdacht gestellt.

Auch Rechtspopulist_Innen nehmen solche Ereignisse  zum Anlass,  weiter
Hetze  gegen  Menschen  mit  muslimischem  Glauben  zu  betreiben  und



ignorieren dabei die Tatsache, dass global gesehen der größte Anteil von
Opfern  solch  terroristischer  Gewalt  selbst  Muslime  oder  Muslima  sind.
Menschen, die gezwungen sind, in Ländern wie Pakistan oder dem Irak unter
diesen extremen Bedingungen zu leben und politisch zu arbeiten, sind auch
nicht „besser gewöhnt“ an solche Anschläge, sie sind nur einem viel höheren
psychologischen Druck und einer dauerhaften Bedrohung ausgesetzt.

Makaber ist daran jedoch, dass es dann Politiker_Innen gibt, die sich zur
großen Volkstrauer in Brüssel und Paris treffen, um den Niedergang des
Abendlandes zu beweinen, während das Schicksal der Pakistaner_Innen mal
eben unter den Tisch fällt.

Dem müssen  wir  eine  internationalistische  und  sozialistische  Alternative
entgegensetzen!  Praktische  Solidarität  bedeutet,  gegen  jegliche
imperialistische Intervention im Nahen Osten sowie in Südasien und überall
sonst einzutreten, militärische Kooperationen und Waffenhandel zu stoppen
und  sämtliche  demokratischen  Rechte  wie  die  Versammlungsfreiheit  zu
verteidigen! Es bedeutet  auch,  sich gegen islamfeindlichen Rassismus zu
wehren und eine internationale Bewegung gegen Krieg und Imperialismus
aufzubauen – und somit auch die Grundlage für einen erfolgreichen Kampf
gegen islamistische Reaktionäre zu legen.

Syrien zwischen Waffenstillstand
und Eskalation
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Reaktionärer  Vormarsch  oder
permanente Revolution

VON MARVIN SCHUTT

Waffenstillstand hier, Waffenstillstand dort: was aktuell in Syrien passiert, ist
entgegen den allgegenwärtigen Bekundungen der beteiligten Kriegsparteien
alles  andere  als  eine  „Friedenslösung“.  Stattdessen  scheinen  sich  neue
Frontverläufe abzuzeichnen. Entweder droht eine reaktionäre Befriedung von
oben durch die Großmächte oder eine Fortsetzung, ja Eskalation, durch die
Einflussnahme von Regionalmächten wie Saudi-Arabien oder der Türkei. Die
verbliebenen  Kräfte  der  syrischen  Revolution,  jene,  die  für  ein
demokratisches, säkulares Syrien, frei von Ausbeutung und imperialistischer
Einmischung, kämpfen, stehen mit dem Rücken zu Wand.

Aleppo

Erst  vor  kurzem  hat  das  Bündnis  aus  den  Assad-treuen  syrischen
Regierungstruppen, der libanesischen Hisbollah und schiitischen Milizen aus
dem  Irak  einen  militärischen  Vorstoß  auf  die  von  Anti-Assad-Kräften
kontrollierte Stadt Aleppo gewagt.  Ziel  dieses Angriffes war es wohl,  die
Stadt von außen nach und nach einzukreisen, die Opposition strategisch zu
schwächen – unter Inkaufnahme des Aushungerns der Bevölkerung.
Nachdem  das  syrische  Regime  durch  den  Kriegseintritt  Russlands  im
September 2015 wieder neuen Rückenwind bekommen hat, scheint es nun
die Strategie zu verfolgen, sein kontrolliertes Gebiet durch neue militärische
Vorstöße im Schatten russischer Luftangriffe auszuweiten und sich vor allem
die größte syrische Stadt Aleppo als wichtiges soziales und wirtschaftliches
Zentrum unter den Nagel zu reißen.
Für die syrische Regierung und ihre Verbündeten dienen „Waffenstillstand“
und „Friedensverhandlungen“ daher dazu, die erzielten Geländegewinne zu
festigen  und  so  –  ob  nun  unter  Einbeziehung  pro-imperialistischer  oder



kapitulierender  Oppositionführungen  oder  nicht  –  den  Fortbestand  des
aktuellen Regimes und v.a. des Staats- und Herrschaftsapparates zu sichern.

Rojava

Im Norden Syriens gelang es den kurdischen Volksverteidigungseinheiten
(YPG/YPJ), zwei der kurdischen Autonomieregionen durch einen militärischen
Vorstoß miteinander zu verbinden. Die neuen Gebietsgewinne und die, wenn
auch begrenzten, demokratischen und antisexistischen Fortschritte, die in
diesen Gebieten (auf Kurdisch: Rojava) unter Führung der kurdischen Partei
PYD (dem syrischen Ableger der kurdischen Arbeiterpartei  PKK) erreicht
wurden, sind jedoch ein dicker Dorn im Auge des türkischen Staates.
Unter  dem  Deckmantel  des  Kampfes  gegen  den  IS  führte  die  Türkei
zahlreiche Bombardements auf kurdische Städte in Rojava durch,  welche
hunderte  von  zivilen  Todesopfern  forderten.  Noch  zorniger  wurde  der
türkische Präsident Erdogan, als die USA offen ihre Unterstützung für die
kurdischen Kampfeinheiten YPG/YPJ aussprachen. Auf den empörten Protest
Erdogans  antwortete  das  US-Außenministerium  jedoch  beschwichtigend,
dass die USA das Vorgehen der türkischen Truppen gegen die Kurd_Innen im
eigenen  Land  unterstützen,  sie  die  PKK  in  Syrien  jedoch  als  „effektive
Streitkräfte im Kampf gegen den Daesch (IS) und bei der Eroberung und
Rückeroberung von Territorien“ betrachten würden. Die USA scheinen sich
also einen Scheiß um die kurdische Bewegung zu scheren, die sich gerade in
der Türkei gegen die massive Repression des Staates und in Syrien gegen
den  IS  als  auch  gegen  die  türkischen  Luftangriffe  verteidigen  muss.
Stattdessen  scheinen  sie  die  PYD  als  temporären  militärischen
Bündnispartner  zu  betrachten.
Zu Gute kommt ihnen dabei wahrscheinlich der Nationalismus der PYD, der
nur  auf  die  Errichtung  kurdischer  Autonomiegebiete  abzielt  und  sich
ansonsten auf keine Seite im syrischen Bürger_Innenkrieg schlägt. Klar ist
jedoch,  dass  Rojava  mit  all  seinen  Fortschritten  nur  durch  die  syrische
Revolution aufgebaut werden konnte und auch seine Zukunft vom Verlauf des
Krieges und dem Sieg der Revolution abhängt.



Zwischen Befriedung und Eskalation

Die militärischen Erfolge der  Pro-Assad-Koalition aus  Russland,  Iran und
Hisbollah  ließen  die  Regionalmächte  Saudi-Arabien  und  Türkei,  die  seit
Jahren mit hohem Kostenaufwand die erz-islamistischen und reaktionärsten
Kräfte  in  der  Bewegung  gegen  Assad  unterstützen,  nun  offen  darüber
nachdenken,  direkt  in  den  Krieg  zu  intervenieren.  Auf  der  Münchner
Sicherheitskonferenz  im  Februar  gaben  sie  zu  verstehen,  dass  sie  den
Einsatz eigener Bodentruppen in Erwägung ziehen würden.
Ein solches Szenario würde eine unausweichliche militärische Konfrontation
mit Assads Truppen, dem Iran und Russland bedeuten. Obwohl die USA das
Ziel der Absetzung von Assad längst abgeschrieben haben und aktuell nur
noch  auf  einen  Übergang  mit  Assad  hinarbeiten,  könnte  ein  direkter
Kriegseintritt  Saudi-Arabiens  und  der  Türkei  auch  den  Einsatz  von  US-
amerikanischen Bodentruppen provozieren.  In  diesem Falle  käme es  zur
direkten militärischen Konfrontation zwischen den USA und Russland, den
beiden größten Atommächten der Welt.

Long live the Syrian Revolution!

Die  neuesten  Ereignisse  im  syrischen  Bürger_Innenkrieg  sollten  uns  die
große Gefahr der weiteren Eskalation des Krieges, die Dringlichkeit der Lage
und die Notwendigkeit einer internationalen Anti-Kriegsbewegung aufzeigen.
Wir  dürfen  jedoch  nicht  vergessen,  dass  Syrien  nicht  nur  eine  riesige
humanitäre  Katastrophe  mit  über  250.000  Toten  und  7,6  Millionen
Vertriebenen darstellt, sondern als eine Revolution im Zuge des Arabischen
Frühlings begonnen hat.
Die  Massenbewegung,  die  2011  gegen  den  Diktator  Assad  und  seine
neoliberalen Wirtschaftsreformen auf der Straße war, wurde vom syrischen
Regime  und  seinen  Verbündeten  brutal  zurückgeschlagen  und  in  die
Defensive gedrängt. Ihre Rufe nach Demokratie und Menschenrechten sind
dennoch nicht erloschen!
Joseph Daher,  ein Aktivist  der Gruppe Syrian Revolutionary Left  Current



(Syrische  Revolutionäre  Linke  Strömung),  erklärte  auf  den
Internationalismustagen der Neuen Antikapitalistischen Organisation (NAO),
dass  sich  die  syrische  Revolution  aktuell  zwei  Konterrevolutionen
gegenübergestellt  sähe:  dem  Assad-Regime  und  dem  Islamismus.  Beide
Konterrevolutionen haben starke Verbündete und wurden vor allem durch
die Interventionen der beteiligten Regional- und Imperialmächte angeheizt.
Doch  wie  können  wir,  Lohnabhängige  und  Jugendliche  in  Deutschland,
angesichts  des  eskalierenden Krieges  und  der  Massen  von  unschuldigen
Toten die syrische Revolution anheizen? Unsere Waffe muss vor allem die
internationale Solidarität sein! Dabei gilt die Devise: Nicht nur quatschen,
sondern handeln!
Hier  in  Deutschland  müssen  wir  vor  allem  gegen  die  Beteiligung  des
deutschen Imperialismus am syrischen Bürgerkrieg auf die Straße gehen und
den Abzug aller  ausländischen Truppen fordern.  Ebenso müssen wir  uns
dafür  einsetzen,  dass  keine  syrischen  Geflüchteten  mehr  in  türkischen
Internierungslagern festsitzen oder durch Frontex und Co. an der Flucht
gehindert  werden.  Wir  müssen deshalb  ebenso  für  die  Öffnung der  EU-
Grenzen und die  freie  Versorgung der  Geflüchteten  mit  Bildung,  Arbeit,
Wohnraum, Gesundheits- und Wohlfahrtsleistungen eintreten.

Verwirrte Linke?!

Dass die syrische Revolution noch nicht gescheitert ist, scheinen viele Linke
vergessen  zu  haben.  Während  sich  die  stalinistische  Linke  teilweise
bedingungslos  mit  Assad  solidarisiert  und  für  die  Niederschlagung  der
Revolution  eintritt,  konzentrieren  sich  andere  Linke  allein  auf
Solidaritätsbekundungen zu Rojava und halten zu allen anderen Fragen die
Klappe.
Auch  eine  Verhandlungslösung,  wie  sie  zum  Beispiel  die  Linkspartei
vorschlägt, bedeutet letztendlich die Niederlage der syrischen Revolution.
Denn, wenn sich alle beteiligten Mächte an einen Tisch setzen und sich den
Kuchen aufteilen, geschieht das vor allem auf dem Rücken der syrischen
Bevölkerung und rückt die Ziele der Revolution in weite Ferne. Auch die
ökonomistische Konzentration auf  reine  „Arbeiter_Innenforderungen“  –  in



Wirklichkeit auf reine gewerkschaftliche und soziale Verbesserungen, bietet
keine  revolutionäre  Perspektive.  Angesichts  des  permanenten
Kriegszustandes  kann  sich  die  Arbeiter_Innenklasse  nicht  auf  Kämpfe  in
(kaum) vorhandenen Betrieben konzentrieren,  sondern muss vielmehr ein
Programm für den Sieg der fortschrittlichen Kräfte im Bürgerkrieg vertreten,
um  die  Führung  den  reaktionären,  bürgerlichen  und  kleinbürgerlichen
Kräf ten  zu  entre ißen.  Dazu  braucht  es  e ine  revolut ionäre
Arbeiter_Innenpartei.
Unsere ungeteilte Solidarität gilt daher allen fortschrittlichen, säkularen und
demokratischen Kräften der syrischen Revolution! Ihre Ziele sind klar die
Absetzung des Diktators, der Abzug ausländischer Truppen, die Vertreibung
der Islamist_Innen und die Schaffung eines neuen Syriens.  Das bedeutet
auch die Anerkennung des Selbstbestimmungsrechtes des kurdischen Volkes
(einschließlich des Rechts auf Unabhängigkeit, sofern es das wünscht). Dabei
dürfen keine Kompromisse gemacht werden!
Zugleich müssen wir stets die Klassenfrage stellen und uns bewusst machen,
dass  nur  eine  Massenbewegung  der  Arbeiter_Innen  zusammen  mit  der
Jugend und den Bäuer_Innen die nötige Kraft hat, um diese Forderungen
umzusetzen und ein System zu erkämpfen, in dem sie dauerhaft verwirklicht
werden. Die fortschrittlichen Kräfte in Syrien müssen sich dabei mit allen
progressiven  Kräften,  Revolutionen  und  Widerstandsbewegungen  in  der
Region vereinigen, denn nur über die Staatsgrenzen hinweg, und indem die
demokratische Revolution zu einer  sozialistischen wird,  kann eine starke
Bewegung der Unterdrückten geschaffen und der Kampf für eine Föderation
Sozialistischer Staaten im Nahen und Mittleren Osten begonnen werden.

Syrien zwischen Waffenstillstand
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und Eskalation

Reaktionärer  Vormarsch  oder
permanente Revolution

VON MARVIN SCHUTT

Waffenstillstand hier, Waffenstillstand dort: was aktuell in Syrien passiert, ist
entgegen den allgegenwärtigen Bekundungen der beteiligten Kriegsparteien
alles  andere  als  eine  „Friedenslösung“.  Stattdessen  scheinen  sich  neue
Frontverläufe abzuzeichnen. Entweder droht eine reaktionäre Befriedung von
oben durch die Großmächte oder eine Fortsetzung, ja Eskalation, durch die
Einflussnahme von Regionalmächten wie Saudi-Arabien oder der Türkei. Die
verbliebenen  Kräfte  der  syrischen  Revolution,  jene,  die  für  ein
demokratisches, säkulares Syrien, frei von Ausbeutung und imperialistischer
Einmischung, kämpfen, stehen mit dem Rücken zu Wand.

Aleppo

Erst  vor  kurzem  hat  das  Bündnis  aus  den  Assad-treuen  syrischen
Regierungstruppen, der libanesischen Hisbollah und schiitischen Milizen aus
dem  Irak  einen  militärischen  Vorstoß  auf  die  von  Anti-Assad-Kräften
kontrollierte Stadt Aleppo gewagt.  Ziel  dieses Angriffes war es wohl,  die
Stadt von außen nach und nach einzukreisen, die Opposition strategisch zu
schwächen – unter Inkaufnahme des Aushungerns der Bevölkerung.
Nachdem  das  syrische  Regime  durch  den  Kriegseintritt  Russlands  im
September 2015 wieder neuen Rückenwind bekommen hat, scheint es nun
die Strategie zu verfolgen, sein kontrolliertes Gebiet durch neue militärische
Vorstöße im Schatten russischer Luftangriffe auszuweiten und sich vor allem
die größte syrische Stadt Aleppo als wichtiges soziales und wirtschaftliches
Zentrum unter den Nagel zu reißen.
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Für die syrische Regierung und ihre Verbündeten dienen „Waffenstillstand“
und „Friedensverhandlungen“ daher dazu, die erzielten Geländegewinne zu
festigen  und  so  –  ob  nun  unter  Einbeziehung  pro-imperialistischer  oder
kapitulierender  Oppositionführungen  oder  nicht  –  den  Fortbestand  des
aktuellen Regimes und v.a. des Staats- und Herrschaftsapparates zu sichern.

Rojava

Im Norden Syriens gelang es den kurdischen Volksverteidigungseinheiten
(YPG/YPJ), zwei der kurdischen Autonomieregionen durch einen militärischen
Vorstoß miteinander zu verbinden. Die neuen Gebietsgewinne und die, wenn
auch begrenzten, demokratischen und antisexistischen Fortschritte, die in
diesen Gebieten (auf Kurdisch: Rojava) unter Führung der kurdischen Partei
PYD (dem syrischen Ableger der kurdischen Arbeiterpartei  PKK) erreicht
wurden, sind jedoch ein dicker Dorn im Auge des türkischen Staates.
Unter  dem  Deckmantel  des  Kampfes  gegen  den  IS  führte  die  Türkei
zahlreiche Bombardements auf kurdische Städte in Rojava durch,  welche
hunderte  von  zivilen  Todesopfern  forderten.  Noch  zorniger  wurde  der
türkische Präsident Erdogan, als die USA offen ihre Unterstützung für die
kurdischen Kampfeinheiten YPG/YPJ aussprachen. Auf den empörten Protest
Erdogans  antwortete  das  US-Außenministerium  jedoch  beschwichtigend,
dass die USA das Vorgehen der türkischen Truppen gegen die Kurd_Innen im
eigenen  Land  unterstützen,  sie  die  PKK  in  Syrien  jedoch  als  „effektive
Streitkräfte im Kampf gegen den Daesch (IS) und bei der Eroberung und
Rückeroberung von Territorien“ betrachten würden. Die USA scheinen sich
also einen Scheiß um die kurdische Bewegung zu scheren, die sich gerade in
der Türkei gegen die massive Repression des Staates und in Syrien gegen
den  IS  als  auch  gegen  die  türkischen  Luftangriffe  verteidigen  muss.
Stattdessen  scheinen  sie  die  PYD  als  temporären  militärischen
Bündnispartner  zu  betrachten.
Zu Gute kommt ihnen dabei wahrscheinlich der Nationalismus der PYD, der
nur  auf  die  Errichtung  kurdischer  Autonomiegebiete  abzielt  und  sich
ansonsten auf keine Seite im syrischen Bürger_Innenkrieg schlägt. Klar ist
jedoch,  dass  Rojava  mit  all  seinen  Fortschritten  nur  durch  die  syrische



Revolution aufgebaut werden konnte und auch seine Zukunft vom Verlauf des
Krieges und dem Sieg der Revolution abhängt.

Zwischen Befriedung und Eskalation

Die militärischen Erfolge der  Pro-Assad-Koalition aus  Russland,  Iran und
Hisbollah  ließen  die  Regionalmächte  Saudi-Arabien  und  Türkei,  die  seit
Jahren mit hohem Kostenaufwand die erz-islamistischen und reaktionärsten
Kräfte  in  der  Bewegung  gegen  Assad  unterstützen,  nun  offen  darüber
nachdenken,  direkt  in  den  Krieg  zu  intervenieren.  Auf  der  Münchner
Sicherheitskonferenz  im  Februar  gaben  sie  zu  verstehen,  dass  sie  den
Einsatz eigener Bodentruppen in Erwägung ziehen würden.
Ein solches Szenario würde eine unausweichliche militärische Konfrontation
mit Assads Truppen, dem Iran und Russland bedeuten. Obwohl die USA das
Ziel der Absetzung von Assad längst abgeschrieben haben und aktuell nur
noch  auf  einen  Übergang  mit  Assad  hinarbeiten,  könnte  ein  direkter
Kriegseintritt  Saudi-Arabiens  und  der  Türkei  auch  den  Einsatz  von  US-
amerikanischen Bodentruppen provozieren.  In  diesem Falle  käme es  zur
direkten militärischen Konfrontation zwischen den USA und Russland, den
beiden größten Atommächten der Welt.

Long live the Syrian Revolution!

Die  neuesten  Ereignisse  im  syrischen  Bürger_Innenkrieg  sollten  uns  die
große Gefahr der weiteren Eskalation des Krieges, die Dringlichkeit der Lage
und die Notwendigkeit einer internationalen Anti-Kriegsbewegung aufzeigen.
Wir  dürfen  jedoch  nicht  vergessen,  dass  Syrien  nicht  nur  eine  riesige
humanitäre  Katastrophe  mit  über  250.000  Toten  und  7,6  Millionen
Vertriebenen darstellt, sondern als eine Revolution im Zuge des Arabischen
Frühlings begonnen hat.
Die  Massenbewegung,  die  2011  gegen  den  Diktator  Assad  und  seine
neoliberalen Wirtschaftsreformen auf der Straße war, wurde vom syrischen
Regime  und  seinen  Verbündeten  brutal  zurückgeschlagen  und  in  die



Defensive gedrängt. Ihre Rufe nach Demokratie und Menschenrechten sind
dennoch nicht erloschen!
Joseph Daher,  ein Aktivist  der Gruppe Syrian Revolutionary Left  Current
(Syrische  Revolutionäre  Linke  Strömung),  erklärte  auf  den
Internationalismustagen der Neuen Antikapitalistischen Organisation (NAO),
dass  sich  die  syrische  Revolution  aktuell  zwei  Konterrevolutionen
gegenübergestellt  sähe:  dem  Assad-Regime  und  dem  Islamismus.  Beide
Konterrevolutionen haben starke Verbündete und wurden vor allem durch
die Interventionen der beteiligten Regional- und Imperialmächte angeheizt.
Doch  wie  können  wir,  Lohnabhängige  und  Jugendliche  in  Deutschland,
angesichts  des  eskalierenden Krieges  und  der  Massen  von  unschuldigen
Toten die syrische Revolution anheizen? Unsere Waffe muss vor allem die
internationale Solidarität sein! Dabei gilt die Devise: Nicht nur quatschen,
sondern handeln!
Hier  in  Deutschland  müssen  wir  vor  allem  gegen  die  Beteiligung  des
deutschen Imperialismus am syrischen Bürgerkrieg auf die Straße gehen und
den Abzug aller  ausländischen Truppen fordern.  Ebenso müssen wir  uns
dafür  einsetzen,  dass  keine  syrischen  Geflüchteten  mehr  in  türkischen
Internierungslagern festsitzen oder durch Frontex und Co. an der Flucht
gehindert  werden.  Wir  müssen deshalb  ebenso  für  die  Öffnung der  EU-
Grenzen und die  freie  Versorgung der  Geflüchteten  mit  Bildung,  Arbeit,
Wohnraum, Gesundheits- und Wohlfahrtsleistungen eintreten.

Verwirrte Linke?!

Dass die syrische Revolution noch nicht gescheitert ist, scheinen viele Linke
vergessen  zu  haben.  Während  sich  die  stalinistische  Linke  teilweise
bedingungslos  mit  Assad  solidarisiert  und  für  die  Niederschlagung  der
Revolution  eintritt,  konzentrieren  sich  andere  Linke  allein  auf
Solidaritätsbekundungen zu Rojava und halten zu allen anderen Fragen die
Klappe.
Auch  eine  Verhandlungslösung,  wie  sie  zum  Beispiel  die  Linkspartei
vorschlägt, bedeutet letztendlich die Niederlage der syrischen Revolution.
Denn, wenn sich alle beteiligten Mächte an einen Tisch setzen und sich den



Kuchen aufteilen, geschieht das vor allem auf dem Rücken der syrischen
Bevölkerung und rückt die Ziele der Revolution in weite Ferne. Auch die
ökonomistische Konzentration auf  reine  „Arbeiter_Innenforderungen“  –  in
Wirklichkeit auf reine gewerkschaftliche und soziale Verbesserungen, bietet
keine  revolutionäre  Perspektive.  Angesichts  des  permanenten
Kriegszustandes  kann  sich  die  Arbeiter_Innenklasse  nicht  auf  Kämpfe  in
(kaum) vorhandenen Betrieben konzentrieren,  sondern muss vielmehr ein
Programm für den Sieg der fortschrittlichen Kräfte im Bürgerkrieg vertreten,
um  die  Führung  den  reaktionären,  bürgerlichen  und  kleinbürgerlichen
Kräf ten  zu  entre ißen.  Dazu  braucht  es  e ine  revolut ionäre
Arbeiter_Innenpartei.
Unsere ungeteilte Solidarität gilt daher allen fortschrittlichen, säkularen und
demokratischen Kräften der syrischen Revolution! Ihre Ziele sind klar die
Absetzung des Diktators, der Abzug ausländischer Truppen, die Vertreibung
der Islamist_Innen und die Schaffung eines neuen Syriens.  Das bedeutet
auch die Anerkennung des Selbstbestimmungsrechtes des kurdischen Volkes
(einschließlich des Rechts auf Unabhängigkeit, sofern es das wünscht). Dabei
dürfen keine Kompromisse gemacht werden!
Zugleich müssen wir stets die Klassenfrage stellen und uns bewusst machen,
dass  nur  eine  Massenbewegung  der  Arbeiter_Innen  zusammen  mit  der
Jugend und den Bäuer_Innen die nötige Kraft hat, um diese Forderungen
umzusetzen und ein System zu erkämpfen, in dem sie dauerhaft verwirklicht
werden. Die fortschrittlichen Kräfte in Syrien müssen sich dabei mit allen
progressiven  Kräften,  Revolutionen  und  Widerstandsbewegungen  in  der
Region vereinigen, denn nur über die Staatsgrenzen hinweg, und indem die
demokratische Revolution zu einer  sozialistischen wird,  kann eine starke
Bewegung der Unterdrückten geschaffen und der Kampf für eine Föderation
Sozialistischer Staaten im Nahen und Mittleren Osten begonnen werden.



Kleine Kompromisse und große
Konfrontation
VON CHRISTIAN MAYER

Bei  der  diesjährigen  Sicherheitskonferenz  in  München  wurden  als
Hauptthema  der  Bürgerkrieg  in  Syrien  sowie  die  Suche  nach  einer
gemeinsamen Lösung zwischen Verteter_Innen sowohl aus der Politik als
auch aus der Rüstungslobby und einigen Think-Tanks diskutiert. Einigkeit
bestand dabei neben dem vorgeblichen Hauptanliegen, den IS militärisch zu
besiegen, in der Uneinigkeit der Teilnehmer_Innen der Sicherheitskonferenz.

Widersprüchliche  Interessen  der
Imperialist_Innen

Eine  große  Uneinigkeit  besteht  darin,  wie  der  seit  fast  fünf  Jahren
andauernde Bürgerkrieg in Syrien beendet werden kann. Dies liegt an den
gegensätzlichen Interessen, die die verschiedenen imperialistischen Staaten
dort  verfolgen.  Für  die  USA  und  ihre  Anti-IS-Koalition,  die  sie  u.a.
gemeinsam  mit  Frankreich  und  Großbritannien  gebildet  haben,  geht  es
vordergründig offiziell darum, den IS durch Luftangriffe zu besiegen und die
Assad-Regierung zum Rücktritt zu zwingen.

Dem russischen Imperialismus und seinen Verbündeten geht es hingegen
darum, das Assad-Regime möglichst an der Macht zu halten und wieder zu
stabilisieren.

Dies  geschieht  aus  mehreren  Gründen:  Erstens  geht  es  dem russischen
Imperialismus  darum,  einen  Verbündeten  zu  verteidigen,  dem  eine
geostrategisch  entscheidende  Rolle  zukommt.  Dazu  werden  neben  den
offiziellen  Armeeeinheiten  der  syrischen  Armee  auch  die  Kämpfer  der
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Hisbollah-Miliz aus dem Libanon sowie der iranischen Revolutionsbrigaden
eingesetzt, um die Rebellengruppen, die mit den westlichen Imperialisten
kooperieren, zu bekämpfen und auch zu besiegen, um die „alte Ordnung“
wiederherzustellen.

Zweitens  geht  es  bei  der  russischen  Intervention  darum,  dass  die  dort
befindlichen  Militärbasen  der  russischen  Armee  verteidigt  werden.  Für
Russland ist Syrien deshalb wichtig, weil es das einzige Land ist, in dem
Russland Zugang zum Mittelmeer hat, ohne Konfrontationen und Konflikte
mit den NATO-Staaten zu befürchten, wenn es eigene Militärmanöver im
Mittelmeer durchführen will. Drittens geht es Russland zwar offiziell darum,
den IS  militärisch  zu  besiegen,  allerdings  sind  mit  der  Intervention  des
russischen Imperialismus auch ökonomische Ziele verbunden. Dabei geht es
vordergründig  darum,  einen  Absatzmarkt  für  Produkte  aus  russischer
Produktion  wiederherzustellen.  Die  russische  Ökonomie  hat  mit  den
Sanktionen,  die  die  westlichen Imperialisten  (USA,  EU-Staaten)  verhängt
haben, massive Probleme, einen Absatzmarkt für die eigenen Exportprodukte
zu finden. Da auch die angedachte wirtschaftlich engere Zusammenarbeit mit
China etwas problematischer aufgrund der wirtschaftlichen Entwicklung in
China  werden  könnte,  brauchten  die  russische  Kapitalistenklasse
Alternativen, um im internationalen Vergleich konkurrenzfähig zu bleiben.
Was würde also näher liegen, als einen der alten und wichtigsten Abnehmer,
genauer gesagt das Assad-Regime in Syrien, wieder zu stabilisieren?

Neuaufteilung der Welt

Der  russische  Imperialismus  ist  fest  entschlossen,  im  Ringen  um  eine
Neuordnung der  Welt,  seinen Platz  zu halten.  Gleichzeitig  hat  diese  52.
Sicherheitskonferenz  auch  gezeigt,  dass  die  Spannungen  und  Konflikte
zwischen  den  imperialistischen  Staaten  enorm  zunehmen  und  eine
Zuspitzung erreichen wie noch nie seit Ende des Zweiten Weltkriegs. Selbst
die mehr als fragwürdige „Münchner Vereinbarung“ bzgl. einer Waffenruhe
in  Syrien  wurde  schon  einen  Tag  später  von  Seiten  des  russischen



Außenministers  Sergei  Lawrow  wieder  in  Frage  gestellt.

Auch das Anliegen des Chefs der Sicherheitskonferenz Wolfgang Ischinger,
der  EU  –  unter  Führung  Deutschlands  –  mehr  politisches  Gewicht
entsprechend ihrer Wirtschaftskraft zu verleihen und zu einem einheitlichen
Block  zusammenzuschweißen,  ist  auf  der  Sicherheitskonferenz  nicht
weitergekommen – zu sehr unterschiedlich sind die Interessen. Gerade in der
Flüchtlingspolitik zeigen sich die Konflikte: Während sich Deutschland in der
Ägäis an die Spitze eines NATO-Flottenverbandes setzt, um Flüchtlingsboote,
die sich zwischen Griechenland und der Türkei befinden, an die türkische
Grenze  zurückzudrängen,  angeblich  um  gegen  Flüchtlingsschlepper
vorzugehen, kommt es kurz vor dem EU-Gipfel zu einem offenen Widerstand
der osteuropäischen Länder gegen die Flüchtlingspolitik von Angela Merkel.
Es  wird  sogar  von  einem deutschen  Diktat  gesprochen,  dem sich  diese
Länder nicht mehr unterordnen wollen. Auch die andere EU-Führungsmacht
Frankreich stemmt sich in dieser Frage gegen die Bundeskanzlerin.

Die  Sicherheitskonferenz  hat  nochmals  deutlich  zu  Tage  gefördert,  dass
derzeit  keine  Großmacht  oder  imperialistischer  Block  in  der  Lage  ist,
ihre/seine Interessen den anderen Großmächten aufzuzwingen, um dadurch
für ein globales Gleichgewicht zu sorgen. Im Gegenteil,  der zunehmende
Konkurrenzkampf  zwischen  den  imperialistischen  Mächten  tritt  immer
offener zu Tage und führt zu einer zunehmenden Destabilisierung ganzer
Regionen.

Wie sieht in diesem Kontext der Widerstand
aus?

Am  Samstag,  dem  13.  Februar,  gab  es  in  München  die  alljährliche
Demonstration gegen die imperialistischen Kriegstreiber und ihre Konferenz.

Eine  ausführliche  Analyse  der  diesjährigen  Sicherheitskonferenz  und  ein



A u f r u f  z u  d e n  G e g e n p r o t e s t e n  f i n d e t  s i c h  u n t e r
www.arbeitermacht.de/ni/ni206/siko.htm.

Bei  der  Demonstration  waren  nach  Angaben  der  Veranstalter_Innen
insgesamt ca. 4.000 Aktivist_Innen – nach Angaben der Polizei ca. 3.000 – vor
allem aus dem Spektrum der „radikalen“, autonomen, anarchistischen und
der  kommunistischen  Linken,  aber  auch  einzelner  kleiner  Gruppen  und
Einzelpersonen aus dem kleinbürgerlich-pazifistischen Spektrum vertreten,
welche sich 3.700 Bullen gegenübersahen.

Auch  wenn  in  diesem  Jahr  eine  neue  Demonstrationsmethode  versucht
wurde,  nämlich  neben  dem  üblichen  Demozug  um  das  Tagungshotel
„Bayerischer  Hof“  herum,  eine  Menschenkette  durch  die  Fußgängerzone
aufzustellen, die dazu dienen sollte, das Tagungshotel zu umzingeln, zeigt die
nach wie vor geringe Beteiligung auch die Schwäche der Proteste.

Dies liegt zum einen an einer unterschiedlichen Einschätzung der Weltlage
und  zum  anderen  an  unterschiedlichen  Konzepten,  wie  der  Widerstand
aufgebaut  werden  kann:  Ein  Teil  der  Aktivist_Innen  betrachtet  Russland
nicht  als  imperialistischen Staat,  sondern als  einen anti-imperialistischen
„Block“ gegen die westlichen Mächte. Andere – vor allem größere Teile der
Friedensbewegung – sehen das Heil im Pazifismus oder wollen die Einheit
aller  „Demokrat_Innen“  und  der  „friedlichen“  Kapitalist_Innen  gegen  die
„bösen“  Kriegstreiber_Innen  und  Destabilisierer_innen.  Wiederum  andere
verstehen  nicht,  dass  auch  die  Gewerkschaften  und  Teile  der
Sozialdemokratie  inkl.  der  Linkspartei  aktiv  in  die  Proteste  mit
hineingezogen  werden  müssen.

Eine alternative Demonstrationsmethode oder ein buntes Protesttreiben oder
das Abfeuern von ein paar Rauchraketen kann diese Schwäche vielleicht
übertünchen, nützt aber nichts, um einen effektiven Widerstand aufzubauen.

Dies zeigt  sich auch darin,  dass die Demonstration bis auf  eine kleinere
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Unterbrechung des Demozugs, weitestgehend störungsfrei verlief. Erst als
Pyrotechnik im von Autonomen dominierten Block gezündet wurde, nahmen
die Bullen dies zum Anlass, den Demozug anzuhalten und mit Schlagstöcken
und Pfefferspray einige Leute zu malträtieren und zu verletzen. Während der
Abschlusskundgebung kam es dann zu Provokationen seitens der Münchner
PEGIDA-Anhänger_Innen,  was  wiederum  die  anwesenden  Zivilbullen  zu
Festnahmen  linker  Aktivist_Innen  ausnutzten.  Insgesamt  wurden  6  –  8
Aktivist_Innen vorübergehend festgenommen, darunter auch eine Genossin
von  REVOLUTION-Austr ia  sowie  e in  Genosse  der  Gruppe
ArbeiterInnenmacht  wegen  angeblicher  Vermummung  während  der
Abschlusskundgebung. Beide sind zwar wieder raus – aber es drohen wie für
andere Aktivist_Innen weitere Verfahren. Wir verurteilen diese und weitere
Repressionsschläge gegen alle  Aktivist_Innen,  die sich Krieg,  Ausbeutung
und Unterdrückung entschieden entgegenstellen aufs Schärfste!

Zwar  gab  es  in  dem  internationalist ischen  Block  auch  einen
klassenkämpferischen Block, an dem sich neben RIO, WdK auch GAM und
Revo  beteiligten,  der  auch  andere  weitgehend  nicht  organisierte
Aktivist_Innen anzog,  aber  um insgesamt einen effektiven Widerstand zu
organisieren, sind unserer Meinung nach zwei Bedingungen notwendig:

Zum einen  muss  unser  Widerstand  von  einer  internationalen  Grundlage
ausgehen, nur so kann den international organisierten Kriegstreiber_Innen
ein wirkungsvoller Widerstand entgegengehalten werden.

Dazu  gehört  auch,  sich  klar  auf  die  Seite  derer  zu  stellen,  die  in  den
Konflikten die fortschrittlichere Rolle spielen. Das heißt: weder Moskau, noch
Berlin  oder Paris  oder Washington.  Das heißt  aber auch,  jene Kräfte zu
unterstützen, die in Aleppo eingeschlossen sind oder wie die Kurd_Innen um
nationale Befreiung kämpfen.

Zum anderen muss aber allen Aktivist_Innen bewusst werden: Der einzige
Weg, um Schluss zu machen mit Krieg, Ausbeutung und Zerstörung, ist der



Aufbau eines effektiven Widerstands gegen die Verursacher_Innen. Dazu ist
es auch nötig, die Arbeiter_Innenschaft und ihre Organisationen verstärkt für
diesen Widerstand zu gewinnen, weil nur sie über die Machtmittel verfügt,
die Imperialist_Innen mit Mitteln des Klassenkampfes zu stoppen.

Dies beinhaltet
auch,  den  Zusammenhang  zwischen  der  verstärkten  militärischen
Absicherung der Absatzmärkte und Ressourcen und den Angriffen auf die
Arbeiter_Innenklasse  im Allgemeinen aufzuzeigen,  um sich  so  mit  dieser
verbinden zu können. Zum anderen heißt es auch, von den Gewerkschaften
und  reformistischen  Parteien  zu  verlangen,  mit  ihrer  Unterstützung
imperialistischer Politik zu brechen und die Arbeiter_Innenbewegung in den
praktischen Widerstand gegen den Krieg zu führen.

Imperialistische  Blockbildung  –
Zeiten verschärfter Spannungen
VON HENRY SCHMIDT

Die  internationalen  Auseinandersetzungen  um  Syrien,  die  weltweite
militärische Aufrüstung, die seit 2008 wütende, globale Krise, der Rauswurf
Russlands  aus  den  G8  und  der  Konflikt  in  der  Ukraine:  All  diese
Geschehnisse passieren nicht zufällig und unabhängig voneinander, sondern
sind Beispiele für zunehmende innerimperialistische Spannungen. Wie und
warum das passiert – das wollen wir hier erklären.
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Imperialismus  und  Blockbildung  –  Was  ist
das?

Nach Lenins Imperialismustheorie ist das höchste Stadium des Kapitalismus
der  Imperialismus.  Gekennzeichnet  ist  diese  Phase  erstens  von  einer
Konzentration  der  übergroßen  Mehrheit  der  Produktion  in  die  Hände
weniger  Konzerne,  von  Monopolen,  die  das  Wirtschaftsleben  damit
entscheidend bestimmen. Ein zweites Merkmal ist die Verschmelzung von
Bankkapital  mit  der  Industrie.  Dies  geschieht  durch  Kreditvergabe  der
Banken  oder  auch  Fonds  an  die  Industrie,  was  eine  gegenseitige
Abhängigkeit unter Dominanz der Kreditvergeber herstellt. Drittens ist der
Imperialismus durch massiven Kapitalexport gekennzeichnet. Das heißt, es
wird  mehr  Kapital  in  Geldform  in  der  Welt  investiert,  als  Waren  (z.B.
Maschinen) exportiert werden. Viertens existieren Monopole in Form von
international tätigen Konzernen, die den Weltmarkt unter sich aufteilen und
dominieren. Zudem ist die Aufteilung der Welt in Einflusssphären unter den
imperialistischen  Mächten  abgeschlossen.  Dies  ist  das  fünfte  und  letzte
Merkmal. Alle diese Bedingungen sind heute global betrachtet gegeben.

Mit  diesen  Merkmalen  des  Imperialismus  im  Hinterkopf  ist  wichtig  zu
erwähnen, dass der Imperialismus ein Weltsystem ist. So kann beispielsweise
Russland, trotz seiner wirtschaftlichen Schwierigkeiten, vor allem durch sein
riesiges  Militär  bei  globalen  Fragen  ein  Wort  mitreden.  Obwohl  es  das
schwächste  Glied  in  der  imperialistischen Kette  darstellt,  ermöglicht  der
Imperialismus  als  Weltsystem  Russland  es  immer  noch,  eine  Rolle  als
Imperialist zu spielen. Dies zeigen die momentanen Ereignisse in Syrien und
der schon länger anhaltende Konflikt in der Ukraine.

Je  mehr  die  Welt  aufgeteilt  ist  und  je  weniger  Möglichkeiten  bestehen,
profitbringend zu investieren, desto größer wird die Konkurrenz zwischen
den imperialistischen Staaten – der Kampf um die Neuaufteilung der Welt
beginnt.  Die  noch  immer  anhaltende  Krise  von  2008  führt  zu  einer
Verschärfung dieser Konkurrenz. Viele Unternehmen gingen Pleite, andere



versuchten ihre Profite und Existenz durch noch aggressivere Expansion zu
retten.

Das  oben  erwähnte  Finanzkapital,  also  die  Verbindung  von  Bank–  und
Industriekapital ist tausendfach mit dem Staatsapparat verbunden (betrachte
dazu auch den Artikel zur Siko in der Zeitung, Anm. d. Red.). Folglich stellt
der Staat mit Diplomatie, Armee, usw. ein Instrument für die herrschende
Klasse im Kampf um Absatzmärkte, Rohstoffquellen oder günstige Standorte
für den Kapitalexport dar und dient somit dem Durchsetzen der Interessen
der Monopolkapitale und Großkonzerne.

Diese  Staaten  werden  durch  die  Interessen  ihrer  Kapitalgruppe  in
imperialistisch  dominierte  Blöcke  gedrängt,  auch  wenn  durchaus
widersprüchliche Interessen innerhalb dieser Blöcke vorhanden sein können.
Diese  Blöcke  sind  jedoch  Mittel,  um  ihre  Interessen  auf  Kosten  der
Halbkolonien, der Lohnabhängigen und anderen Imperialisten bzw. Blöcken
abzusichern. Die beteiligten Staaten verfolgen eine abgestimmte Außen- und
Wirtschaftspolitik.  Mittel  zu  deren  Durchsetzung  sind  Diplomatie,  auf
Grundlage  von  wirtschaftlichem  oder  militärischem  Druck.  Krieg  spielt
hierbei ebenfalls ein Rolle, welche die Fortführung der Politik mit anderen
Mitteln ist.

Widersprüche innerhalb dieser Blöcke

In letzter Instanz ist der Kapitalismus jedoch nationalstaatlich organisiert.
Verschiedene  Nationalstaaten  stehen  in  unerbittlicher  Konkurrenz
zueinander.  Die  Blockbildung  ist  lediglich  ein  temporäres,  strategisches
Bündnis zur Umsetzung der eigenen Interessen. So hat zum Beispiel Italien
unmittelbar vor dem Ersten Weltkrieg den Block der Mittelmächte verlassen,
um  auf  Kosten  Österreich-Ungarns  seinen  Einfluss  in  Kerneuropa
auszubauen. Die USA hat vor dem Zweiten Weltkrieg lange überlegt, auf
welche Seite sie in den Krieg eintreten sollte, was zeigt, wie beliebig Blöcke
gebildet und aufgelöst werden.



Auch die EU ist ein brüchiges Gebilde. Das mögliche Scheitern des Euros, die
Konkurrenz  zwischen den  Führungsmächten  Deutschland und Frankreich
und deren Unterdrückung der ärmeren EU-Länder stellen die europäische
Integration innerhalb des Kapitalismus infrage.
Im Ukraine Konflikt zeigt sich außerdem auch, wie geschickt die USA mit
dem Anheizen des Krieges die EU und Russland gegeneinander ausspielt.
Einerseits, um eine stärke Rolle der EU in Osteuropa zu unterbinden und
andererseits, die Zusammenarbeit beider Mächte zu untergraben.

Folgen der Zuspitzung

Die  Widersprüche  zwischen den  konkurrierenden Nationen treten  immer
offener zu Tage.  Um deren Außenpolitik  durchzusetzen,  wird deshalb zu
einer  massiven  Aufrüstung  gegriffen.  Die  massive  Werbeoffensive  der
Bundeswehr  oder  die  Debatte  um  schlechte  Ausrüstung  in  Deutschland
beweisen dies und müssen unter diesem Gesichtspunkt betrachtet werden.
Deutschland  will  seine  relativ  schwachen  Interventionsmöglichkeiten
verbessern  und  die  eigene  Bevölkerung  auf  Kriegskurs  bringen.

Auch Japan bemüht sich per Gesetzt die Anti-Kriegshaltung aus der Zeit nach
dem Zweiten  Weltkrieg  immer  weiter  aufzuweichen,  um einer  größeren
militärischen Aggression den Weg zu ebnen und sich gegen China in Stellung
zu bringen. Aber auch die Forderung der USA endlich die Richtlinie der
NATO – ein Militäretats von 2% des BIPs – einzuhalten oder die Erhöhung
der Militärausgaben in den meisten Ländern in den letzten 10 Jahren sind
direkte Auswirkungen sowie Anzeichen der verstärkten Konkurrenz.

Um Macht  zu  demonstrieren  und  für  den  Ernstfall  vorbereitet  zu  sein,
werden  Manöver  durchgeführt  und  Truppen  in  Grenznähe  des  Gegners
verlegt, wie es die NATO in letzter Zeit immer wieder in Osteuropa tut. Das
Zentrum des Weltgeschehens verschiebt  sich jedoch immer mehr in  den
Pazifikraum. Dort ringen vor allem China auf der einen und Japan und die
USA auf der anderen Seite um Einfluss. Das drückt sich z.B. in dem Streit



zwischen Japan und China um zwei kleine Inseln, in deren Nähe Öl vermutet
wird, aus und gibt den USA einen guten Grund die Verlegung großer Teile
der US-Marine in den Pazifikraum anzuordnen. Es muss an dieser Stelle
betont werden, dass die beiden größten Pole auf der Welt zwar die USA und
China sind, an die sich andere Staaten anbiedern oder von ihnen dominiert
werden. Das heißt aber nicht, dass ein möglicher dritter Weltkrieg zwischen
den beiden größten Konkurrenten ausbricht. Wahrscheinlicher ist vielmehr,
dass  ein  absteigender  Imperialist  wie  Japan  sein  Abstieg  mit  größerer
militärischer Aggression aufzuhalten versucht.

Wir sprechen von einem möglichen dritten Weltkrieg, weil  die objektiven
Bedingungen denen vor dem Ersten Weltkrieg ähneln. Alte imperialistische
Mächte führen einen erbitterten Kampf gegeneinander sowie gegen neue
Emporkömmlinge. Die Neuaufteilung der Welt ist im vollen Gange. Vor allem
China versucht sich gegenüber den USA Raum zu verschaffen. Das Ablösen
des  US-Dollars  als  Weltwährung  ist  nur  ein  Indikator  dafür.  Diese
Entwicklung führt wie damals vor dem großen Sturm zu einer Reihe von
lokalen Krisen, die an Dichte und Intensität immer mehr zunehmen. Der
Inselstreit im Pazifik, die Stellvertreterkriege wie in Irak, Syrien oder der
Ukraine sind Krisen, die mit dem Balkankriegen oder der Marokkokrise vor
1914 vergleichbar sind. Ist die Aufteilung der Welt abgeschlossen, geraten
die  verschiedenen  Mächte  und  Blöcke  direkt  aneinander,  sodass  eine
Verschiebung der Macht nur noch mit der Mobilisierung aller Kräfte in einem
großen Krieg zu erreichen ist, bis eine Seite seine Ressourcen erschöpft hat
oder von ihrer eigenen Bevölkerung fallen gelassen wird.

Genau da ist unser Ansatz: In einem imperialistischen Krieg wollen wir die
Niederlage  der  Imperialist_Innen  des  jeweiligen  Landes  durch  die
Massenaktion und Revolution der Arbeiter_Innenklasse erreichen. Wie schon
Karl Liebknecht im Ersten Weltkrieg erheben wir heute die Parole:  „Der
Hauptfeind steht im eigenen Land!“



SiKo  2016:  Gegen  das  Treffen
der Kriegstreiber_Innen!
VON LARS KELLER

Unter  der  besonderen  Brisanz  verschärfter  Kriege  im Nahen  Osten  und
Afrika, treffen sich nun schon zum 52. Mal vom 12.2 – 14.2 in München viele
internationale Vertreter_Innen aus Wirtschaft, Politik und Militär, um bei der
sogenannten  NATO-„Sicherheitskonferenz“  (SiKo)  über  die  Weltlage  zu
beraten.  Vor  der  Tür  bleiben  dabei  natürlich  jene  Kräfte,  die  sich  im
Gegensatz zu z.B. den USA, Deutschland, China, Russland oder Japan, nicht
als  imperial ist isches  Land  durchsetzen,  oder  sich  als  deren
Handlanger_Innen  (Herrscher_Innen  in  Halbkolonien  oder  in
Regionalmächten wie Saudi-Arabien) auf der Welt hervortun können.

Ein Blick auf die Teilnehmer_Innenliste des letzten Jahres offenbart genau
das: Dort finden sich weder Vertreter_Innen aus dem kurdischen Volk, noch
Vertreter_Innen  aus  den  ostukrainischen  Gebieten.  Menschen  deren
Sicherheit und Leben tatsächlich durch Kriege akut bedroht ist, haben auf
der Konferenz nichts zu suchen. Das ist auch keine Überraschung, denn es
geht nicht um das Leben dieser Menschen. Es geht in der imperialistischen
Weltordnung um Einfluss, um die Neuaufteilung der Welt sowie Macht und
damit letztlich um die Sicherung der Profite des Kapitals.

Die  SiKo  spielt  hierbei  eine  wichtige  Rolle  bei  der  Planung  dieser
Neuaufteilung.  Die  Kapitalist_Innen  beraten  sich  mit  ihren  politischen
Vertreter_ Innen  und  mi t  Mi l i tärs .  Auch  das  bestät ig t  d ie
Teilnehmer_Innenliste: Die deutschen Kapitalist_Innen Joe Kaeser (Siemens),
Johannes Teyssen (e.on) oder Wolfgang Porsche treffen zusammen mit ihren
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Vertreter_Innen aus CDU, SPD und Grüne auf internationale Militärs wie
etwa Anders Rasmussen (NATO), General Hodges (US-Army in Europa) sowie
auf politische Partner_Innen wie Victoria Nuland (USA) oder Verwalter_Innen
des  Imperialismus  aus  dem  Kosovo.  Mit  dabei  sind  bürgerliche
Medienvertreter_Innen wie die ZEIT oder die ideologischen Denkfabriken des
Imperialismus wie z.B. das „Council on foreign relations“. Hier zeigt sich die
dichte Verflechtung der international agierenden Kapitalist_Innen mit den
Staats- und Ideologieapparaten.

Oftmals  nehmen  die  Kapitalist_Innen  bei  der  SiKo  noch  die  Rolle  der
Waffenproduzent_Innen für das Militär ein. Im Krieg geht es eben nicht nur
um  Rohstoffsicherung,  der  Verdrängung  von  Konkurrent_Innen  und  der
Absicherung von Märkten für das Kapital, sondern auch oft genug um das
direkte, dicke Geschäft mit dem Tod!

Besonders  wichtig  ist  die  diesjährige  SiKo  vor  allem für  den  deutschen
Imperialismus. Die Bundeswehr rekrutiert verstärkt neue Soldat_Innen und
ist aktiv an Kriegseinsätzen im Nahen Osten und Afrika beteiligt. So sieht
Deutschlands „Verantwortung übernehmen“ aus. Den humanitären Schein
versuchte  sich  die  Bundesregierung im Sommer über  die  Aufnahme von
Flüchtlingen zu geben. Jetzt ist der Kampf gegen den Terror ein üblicher
Schleier über die tatsächlichen Kriegsinteressen.

Widerstand und Protest

Obwohl sich die Weltlage in den letzten Jahren mehr und mehr zuspitzt,
Terroranschläge als Begründung für imperialistische Kriege benutzt werden,
der zunehmende Konkurrenzkampf zwischen den imperialistischen Mächten
immer offener zu Tage tritt und ganze Weltregionen zusehends destabilisiert,
ist der Protest gegen die SiKo die letzten Jahre immer kleiner geworden.

Die Sozialdemokratie und Gewerkschaften tragen die Politik der deutschen
Regierung mehr oder minder offen mit. Teile der Friedensbewegung gingen



in  den  letzten  Jahren  nach  rechts:  Manche  betrachten  den  russischen
Imperialismus  als  willkommenen  Ausgleich  zum Westen,  andere  fallen  –
gerade nach Paris – auf die humanitären Lügen der Kriegstreiber_Innen rein
oder führen mit  wehenden Fahnen des Pazifismus die Bewegung in eine
Sackgasse. Wie kann jedoch ein zum Ziel führender Widerstand aussehen?

Unser Widerstand muss von einer internationalen Grundlage ausgehen, nur
so  kann  den  international  organisierten  Kriegstreiber_Innen  wirkungsvoll
entgegen gehalten werden. Weiter sollte der Widerstand eine Perspektive für
die  arbeitenden  Bevölkerung  sowie  national  unterdrückter  Minderheiten
aufweisen. Das heißt:  Wir stellen uns politisch niemals auf die Seite der
Imperialist_Innen und ihrer Handlanger_Innen, und versuchen über geeinte,
militante  Aktionen  (z.B.  Massenstreiks,  Blockadeaktionen)  der
Arbeiter_Innen,  der  Jugend  und  Unterdrückten,  die  Niederlage  des
Imperialismus  herbeizuführen!

Mit dieser Perspektive reisen wir im Februar nach München!

Anti-SiKo-Protest  /  Demonstration  +  Kundgebung  /  13.2.2015  /
Stachus  /  München

Nach  Paris:  Militarismus,
Repression und Imperialismus
von Ben Zimmer
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In  Paris  gab  es  einen  schrecklichen  Anschlag  des  selbsternannten
„Islamischen Staates“  (IS),  durch den 130 Menschen ihr  Leben verloren
haben. Darauf folgend gab es einen Ausnahmezustand in Frankreich und
Belgien,  der  in  Paris  auch  heute  noch  aufrecht  erhalten  wird.  Die
Bundeswehr geht wieder vermehrt ins Ausland, um deutsche Interessen zu
vertreten.  Wie  das  alles  zusammenhängt  und  welche  Interessen
dahinterstehen, wollen wir in folgendem Artikel genauer erläutern.

Was ist los in Syrien, dem Irak und Mali?

Syrien,  Irak  und  Mali  werden  vom  Kapital  und  den  Regierungen  als
„Krisengebiete“ bezeichnet; es sind Gebiete, in denen der Imperialismus eine
Menge  Chaos  anrichtet  oder  angerichtet  hat.  Im  Moment  kämpfen
verschiedene  Imperialist_Innen  in  diesen  Ländern  um  geopolitische
Interessen  und  Rohstoffsicherung.
Dabei prallen im Nahen Osten vor allem der amerikanische und der russische
Imperialismus aufeinander, während Frankreich und Deutschland auch einen
immer  größeren  Machtanspruch  stellen  und  im  Moment  einen  neu
erstarkten,  dritten  Pol  darstellen.

In  Mali,  einem  Land  im  Nord-Westen  Afrikas,  kämpft  der  französische
Imperialismus  seit  Januar  2013  gegen  den  Terrorismus  und  will  seine
Machtinteressen festigen.
Es lässt  sich die These aufstellen,  dass die deutschen und französischen
Imperialismen in Zusammenarbeit  und gleichzeitiger  Konkurrenz mit  den
großen und starken ImperialistInnen, also der USA, Russland und China,
militärisch  und  wirtschaftlich  offensiver  als  zuvor  agieren  und  so  ihre
Interessen durchsetzen wollen.

Einordnung von Paris

Am 13. November wurden in der Hauptstadt Frankreichs über 130 Menschen



getötet und über 250 Menschen verletzt. Zu dieser schrecklichen Tat, die vor
allem Jugendliche und ArbeiterInnen getroffen hat, hat sich der faschistische
„Islamische Staat“ bekannt.
Auch wenn diese Anschläge durch nichts zu entschuldigen sind, waren sie
eine reaktionäre Antwort auf die endlose Serie imperialistischer Kriege nach
dem 11. September 2001 und die jüngsten Bombenangriffen in Mali seitens
Frankreich.
Dieser Anschlag spielt der KapitalistenInnenklasse auf einer gewissen Ebene
in  die  Hände.  Sie  kann,  unter  dem  Vorwand,  sie  würde  den  Terror
bekämpfen,  d ie  Armee  aufrüsten,  v ie le  Angri f fe  gegen  die
ArbeiterInnenklasse durchbringen und die Klasse rassistisch spalten, indem
sie die Grenzen zwischen migrantischen Arbeiter_Innen und islamistischen
Terroristen verschwinden lässt.
Dies wurde auch direkt gemacht. Es wurde ein Ausnahmezustand ausgerufen
und über Syrien und Mali wurden weitere Bombenangriffe geflogen, denen
sich jetzt auch die Bundeswehr angeschlossen hat.

Säbelrasseln

Doch nicht nur Frankreich nutzt den Terror des IS aus, um seine Interessen
zu vertreten, auch Deutschland will außenpolitisch wieder aktiver werden.
Direkt  nach  den  Anschlägen  kündigte  Merkel  an,  dass  sie  „mit  Ihnen
[Frankreich, Anm. d. Red.] gemeinsam den Kampf gegen die führen wird, die
Ihnen so etwas Unfassbares angetan haben“. Noch im selben Satz, in dem sie
ihre  Krokodilstränen  vergießt,  verkündet  sie  dann,  dass  es  weitere
Auslandseinsätze  geben  wird.

Dem folgen natürlich auch Taten: Bei den Aktionen Frankreichs gegen den
„Islamischen  Staat“  (IS)  soll  es  „Geleitschutz“  für  einen  französischen
Flugzeugträger,  Satellitenaufklärung,  sowie  vier  bis  sechs  Aufklärungs-
„Tornados“ und eine Aufrüstung der Ausbildungsmission im Nordirak geben.
Dieser  Geleitschutz  ist  eigentlich militärisch gesehen nicht  nötig,  da der
Flugzeugträger über ein Raketenabwehrsystem verfügt, sich auf dem Wasser



gut selbst verteidigen kann und nur durch Mittelstreckenraketen, über die
der IS nicht verfügt, zerstört werden kann. Einzig der IS hat momentan ein
Interesse daran, diesen Flugzeugträger zu zerstören, ist aber unfähig, dies zu
tun.  Da  kommt  zwangsläufig  die  Frage  auf:  Wieso  gibt  der  deutsche
Imperialismus dem Flugzeugträger symbolischen Geleitschutz? Dies ist ein
Ausdruck davon, dass der französische und der deutsche Imperialismus ein
Zeichen setzen wollen, dass sie gemeinsam präsent sind und sich nicht dem
amerikanischen oder dem russischen Imperialismus „unterwerfen“ wollen,
sondern  eine  eigenständige  Macht  darstellen,  die  auch  direkt
Alleingeltungsanspruch  auf  das  Mittelmeer  erhebt.
In dieses Bild passt auch die Ausweitung des Bundeswehr-Auslandseinsatzes
in Mali.  In das Land im Norden Afrikas sollen bis zu 1200 Soldat_Innen
geschickt werden. Hier wird als Begründung von der Kriegsministerin Ursula
von der Leyen (CDU) aufgeführt, dass man Frankreich im „Kampf gegen den
Terror“ unterstützen wolle, das dort schon seit Januar 2013 angeblich gegen
den Terrorismus kämpft.

Für  all  diese  Ziele  braucht  man  natürlich  Menschenmaterial.  Nach  der
Abschaffung der Wehrpflicht  hat Deutschland einige Probleme, genügend
Soldat_Innen für ihren Krieg zu finden. Daher hat sie eine groß angelegte
Bundeswehrkampagne gestartet, die erst nur Prävention war, ihr jetzt aber
in die Hände spielt. Unter dem Motto „Mach, was wirklich zählt“ wird mit
über 30.000 Plakaten, 5.000.000 Postkarten und Riesenpostern in 11 Städten
in Deutschland für die Kampagne geworben.  Dabei  soll  mit  reaktionären
Slogans wie „Nach der Schule liegt dir die Welt zu Füßen, halte sie sicher“
oder „Kriegsherde löschst du nicht mit Abwarten und Tee trinken“ für über
4000 Jobs bei der Bundeswehr geworben werden. Diese 10 Millionen Euro
schwere Kampagne ist aus Sicht des Kapitals auch sehr erfolgreich. Während
man  2013  noch  etwas  über  1000  unter  18-Jährigen  zum  Militärdienst
einziehen  konnte,  rechnet  man  nun  mit  bis  zu  2700  minderjährigen
Soldat_Innen.

Der  deutsche  und  der  französische  Imperialismus  wollen  sich
zusammenfassend als Machtfaktor im Nahen Osten etablieren und so stärker



an  der  zukünftigen  Neuaufteilung  des  Gebietes  beteiligt  sein.  Um  ihr
Säbelrasseln zu legitimieren, nutzen sie die Anschläge von Paris. Dadurch,
dass  die  Armeen  der  Imperialist_Innen  in  Syrien  kämpfen,  können  sie
behaupten, dass sie den IS bekämpfen und etwas in den Herkunftsländern
gegen die „Flüchtlingswelle“ machen. Dass ihre Lösung reaktionär ist, zu
mehr  Geflüchteten  führt,  letztendlich  auch  für  das  Aufkommen  des  IS
verantwortlich  ist  und  es  um  reine  Vertretung  von  geostrategischen
Interessen geht, spielt bei der Legitimation keine Rolle. Man will nur den
„demokratischen“ und „friedlichen“ Schein bewahren.

Ausnahmezustand und Repression

Wie  oben  kurz  angerissen,  wurde  nach  dem  Attentat  in  Paris  ein
Ausnahmezustand ausgerufen. Das ist selbst für eine bürgerliche Demokratie
sehr selten. Das bis jetzt einzige Mal war während des Algerienkriegs in den
50er und 60er Jahren.  Dabei  wurden über 200 Aufständische gegen den
imperialistischen  Terror  von  den  französischen  Bullen,  der  Gendarmerie,
erschossen,  gefoltert  und  hingerichtet.  Neben  diesem  bis  jetzt  einzigen
frankreichweiten  Ausnahmezustand  wurde  dieses  Mittel  auch  schon  auf
regionaler Ebene, wie zum Beispiel 2005 bei den Jugendaufständen in den
Pariser Vorstädten, eingesetzt. Man sieht also, dass die Ausnahmezustände
bis  jetzt  nur  ausgerufen  wurden,  um Aufstände  niederzuhalten  oder  die
bürgerliche Demokratie gegen Befreiungskämpfe oder andere Angriffe zu
verteidigen.

Ein Ausnahmezustand kann in Frankreich per Dekret, also einem von dem
Staatsoberhaupt  erlassenen  Beschluss,  maximal  12  Tage  bestehen.
Ansonsten  muss  das  Parlament  dem  Ausnahmezustand  per  Gesetz
zustimmen. Dies ist am 26. November passiert. Der sogenannte Linksblock
um  die  „Parti  socialiste“  (Sozialistische  Partei),  die  stalinistische
Kommunistische Partei Frankreichs (KPF) und die Linkspartei (PG) haben bis
auf drei Ausnahmen dafür gestimmt, den Ausnahmezustand auf drei Monate
zu verlängern. Dies stellt einen klaren Burgfrieden mit dem französischen



Kapital und einen Verrat an ihrer Mitgliederbasis dar und ist aufs Schärfste
zu verurteilen und zu bekämpfen!
Dadurch können massive Angriffe gegen „Systemgegner_Innen“, also Linke
gefahren  werden.  Neben  den  Tatsachen,  dass  die  Bullen  ohne
Durchsuchungsbefehl  willkürlich  jede  Wohnung  durchsuchen  dürfen  und
systemfeindliche  Organisationen  und  Parteien  leicht  verboten  werden
können,  gibt  es  auch  massive  Angriffe  auf  die  Versammlungsfreiheit:
Demonstrationen  und  Saalversammlungen  sind  verboten  und  können
geräumt werden – und das mit der Begründung, keine Ziele für Terroristen
zu  schaffen.  Welche  Verlogenheit,  wenn  man  die  Versammlungsfreiheit
massiv  einschränkt,  aber  die  öffentlichen  Plätze  und  Geschäfte  weiter
geöffnet  bleiben!  Des  Weiteren  dürfen  die  Bullen  eine  Ausgangssperre
verhängen,  das  Betreten  von  bestimmten  Gebieten  untersagen  und
willkürlich Menschen festnehmen.  Ein  Wunder,  dass  sie  die  Freiheit  der
Presse, wie in den 50ern, noch nicht eingeschränkt haben.

All  diese  Maßnahmen stellen  für  die  Klasse  der  Lohnabhängigen keinen
Schutz vor dem möglichen Terror durch den IS dar, sondern sind Angriffe auf
die Rechte der Arbeiter_Innenklasse! Die Demokratie der Arbeiter_Innen und
Jugendlichen kann man nicht anhand von „Freiheiten“ und „Offenheit“ von
Parlamenten feststellen,  sondern über  die  Versammlungs-,  Organisations-
und Pressefreiheit. Durch diese können sich Arbeiter_Innen und Jugendliche
erst organisieren und ihre Forderungen auf die Straße tragen. Diese wurde
durch den Ausnahmezustand aufgehoben und ist damit ein direkter Angriff
auf die Demokratie.

Die Folgen des Ausnahmezustands hat die Arbeiter_Innenklasse schon zu
spüren bekommen. In Paris wurde eine recht kleine Demonstration der NPA
(Neue antikapitalistische Partei) während des Ausnahmezustandes
gewaltsam  aufgelöst  und  von  den  Bullen  außergewöhnlich  repressiv
behandelt.  Verschlimmert hat sich die Situation an dem Wochenende der
Klimakonferenz: Nachdem der Protest gegen eine Klimakonferenz verboten
wurde und viele nur bei symbolischen Aktionen blieben, hat sich die NPA
richtigerweise  dazu  entschieden,  trotzdem  gegen  die  Konferenz  zu



demonstrieren. Dabei wurden mehr als die Hälfte der 500 DemonstrantInnen
festgenommen und über Nacht in Zellen gesteckt.
Doch nicht nur in Frankreich und Belgien wurden die Anschläge auf Paris als
Vorwand für reaktionäre Gesetze und Aktionen benutzt.  Neben der oben
beschriebenen  imperialistischen  Invasionen  in  den  Nahen  Osten  fordern
deutsche  Bullengewerkschaften  die  sogenannte  Vorratsdatenspeicherung,
die  eine  Totalüberwachung  des  Internets  darstellt,  die  es  in  Frankreich
bereits gibt (!) und die absolut nichts gegen den IS-Terror genutzt hat.

Auch der EU-Digitalkommissar Günther Oettinger ist der Meinung, dass eine
bessere Überwachung notwendig sei  und behauptet,  dass „gerade wir in
Deutschland […] endlich unser Grundmisstrauen gegenüber Geheimdiensten
ablegen (sollten)“  und stößt  mit  anderen  bürgerlichen PolitikerInnen ins
Horn der Totalüberwachung.

Was tun gegen Krieg und Repression?

All diese Dinge sind schlimm und „scheiße“, aber das heißt nicht, dass sie in
Stein gemeißelt sind. Wie in dem Artikel schon ein paar Mal angeschnitten,
gibt es Protest und Widerstand. Dies ist unserer Meinung nach die richtige
Antwort. Die NPA hat als einzige linke Kraft in Frankreich richtig auf den
Ausnahmezustand reagiert und dagegen demonstriert. Auch wenn die Protest
wegen der geringen Größe der NPA recht klein geblieben sind, waren sie ein
wichtiges Signal.

Auch Demonstrationen gegen Krieg und Militarismus sind wichtig. So haben
in Essen bei einer Demonstration der Linkspartei fast 1.000 Menschen gegen
den NATO-Kriegsrat, der dort getagt hat, protestiert. Konferenzen, auf denen
sich Organisationen und AktivistInnen besprechen, welche Perspektive und
welche Praxis gegen den Militarismus und die Repression nötig ist, halten
wir für gut und richtig.

Doch es kann nicht bei kleinen, lokalen Aktionen bleiben. Es muss eine breit



angelegte,  internationale  Kampagne aller  Organisationen geben,  um dem
Militarismus und der Repression entgegen zu treten. Diese muss sich auf die
Klasse der Lohnabhängigen stützen. Daher müssen wir alle Arbeiter_Innen,
die  bei  den sozialdemokratischen und stalinistischen Parteien organisiert
sind,  dazu aufrufen,  mit  deren Politik  der „Nationalen Einheit“,  d.h.  den
Zusammenhalt der nationalen Bourgeoisie mit dem „nationalen“ Proletariat,
der  Sozialpartnerschaft  und  der  direkten  oder  indirekten  Unterstützung
imperialistischer Kriege zu brechen. Diese Politik ist nicht in Ihrem Interesse
und sie werden von ihrer Führung objektiv verraten. Allerdings sollte man
auch  nicht  den  Fehlschluss  ziehen,  dass  alle,  die  sozialdemokratisch
organisiert  sind,  nicht  willkommen  sind,  weil  ihre  Partei  den  Krieg
unterstützt.  Alle,  die  gegen Krieg und für  Demokratie  sind,  müssen ihre
Gewerkschaften, Parteien und Organisationen vielmehr dazu drängen, mit
„Nein“  gegen  den  Krieg  zu  stimmen.  Diese  Einheitsfront  könnte  auch
deutlich besser auf die Bundeswehrkampagne reagieren, als es jetzt der Fall
ist, da es nur lokale, sich nicht auf Masse stützende Aktionen gibt.

In die kommenden Mobilisierungen, auch wenn wir uns keine Illusion über
deren Größe machen, wollen wir folgende Forderungen hineintragen:

Nein zu jeder Intervention in Mali, Syrien und dem Irak durch die
Bundeswehr und die französische Armee! Alle ausländischen Truppen
und  Besatzer_Innen,  egal  ob  USA,  Deutschland,  Frankreich,
Arabische  Emirate,  Türkei  oder  Russland  raus  aus  den  Ländern!
Für  eine  internationale  Solidaritätsbewegung mit  den Kurd_Innen
und  allen  fortschrittlichen  Kräften,  die  gegen  IS  und  Besatzung
kämpfen!  Bedingungslose  Hilfe  für  die  Befreiungskämpfe,  statt
verlogener  „Kampf  gegen  den  Terror“!
Nein  zum  Ausnahmezustand!  Sofortige  Wiedereinführung  der
Versammlungs-  und  Demonstrationsfreiheit  in  Frankreich  und
Belgien! Nein zur Aufhebung von demokratischen Rechten! Nein zu
allen (neuen) Überwachungs- und Repressionsmaßnahmen, wie z. B.
der Vorratsdatenspeicherung!
Schluss mit allen Rüstungsexporten der westlichen Imperialist_Innen



an  die  Türkei  oder  die  arabischen  Staaten  und  des  russischen
Imperialismus an das Assad-Regime!
Nein zur rassistischen Spaltung! Der Terroranschlag in Paris darf
keine  Legitimation  für  rassistische  Spaltung  und  Terror  gegen
Refugees sein! Offene Grenzen und Bleiberecht für alle! Für eine
Bewegung von Arbeiter_Innen,  Linken und Gewerkschaften gegen
rassistische Gesetzte und Bewegungen auf der Straße! Für das Recht
auf Selbstverteidigung gegen rassistische und faschistische Angriffe!

Stell  dir  vor  es  ist  Schulstreik
und alle gehen hin!
VON JAQUELINE KATHERINA SINGH

Neue Rassistische Bewegungen

Das Jahr 2015 ist vorbei. Wenn wir zurückblicken, dann sehen wir einen
extremen Anstieg  von  Übergriffen  auf  Geflüchtete  und ihre  Heime,  eine
breite Anzahl von Asylgesetzverschärfungen und die ansteigende Zahl von
rechten,  rassistischen  Mobilisierungen.  Blickt  man  über  die  Grenzen
Deutschlands hinweg, sieht’s nicht besser aus. In Europa können wir seit
Jahren eine massive Zunahme von rassistischen Mobilisierungen beobachten.
Nur  zwei  Beispiele:  in  Frankreich  verbreitet  die  Front  National  seit
Jahrzehnten  rechten  Populismus  und  befindet  sich  seit  Jahren  im
Aufschwung. In der Ukraine haben Faschisten und ein reaktionäres Regime
in  den  letzten  Jahren  sämtliche  linke  Organisationen  und  die
Arbeiter_innenbewegung  zerschlagen.
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Zeitgleich ist  in der gesamten EU Abschottung angesagt.  Dabei  sind die
imperialistischen  Länder  Westeuropas,  allen  voran  Deutschland,
hauptverantwortlich dafür, dass Millionen Menschen zur Flucht gezwungen
werden.  Jahrhundertelange  Ausbeutung,  militärische  Interventionen  und
Unterstützung  reaktionärer  Regime  und  Diktaturen  durch  beispielsweise
Waffenexporte sind unerlässliche Mittel zur Sicherung der Profite westlicher
Konzerne und der Machtinteressen von Ländern wie Deutschland.
Umso zynischer ist es, wenn die Verursacher von Ausbeutung und Krieg auch
noch festlegen,  wer  von den Millionen Geflüchteten,  vor  Not  und Elend
fliehen darf. Als Antwort auf die steigende Anzahl von Geflüchteten, sollen
nun  die  Außengrenzen  wieder  „sicher“  gemacht  werden.  Wer  allerdings
„nützlich“ ist und eine „gute Integrationsperspektive“ vorzuweisen hat, darf
bleiben, die anderen sollen möglichst rasch wieder deportiert werden. So
wurden alle Balkanländer zu sicheren Herkunftsländern erklärt, womit Roma
und Sinti jederzeit abgeschoben werden können. Die Türkei gilt trotz des
Krieges gegen das kurdisches Volk und der immer offeneren diktatorischen
Herrschaft Erdogans als „sicheres Herkunftsland“, das bei der Stärkung der
Festungsmauern Europas kräftig mitwirken soll. Aber trotz alledem war 2015
auch ein Jahr, in dem viele Menschen ihre Solidarität mit den Geflüchteten
z u m  A u s d r u c k  b r a c h t e n .  V i e l e  s i n d  n a c h  w i e  v o r  i n
Supporter_innenstrukturen  aktiv.  Viele  wollen  sich  gegen  staatlichen
Rassismus  und  rechte  Mobilisierungen  wehren.  Aber  diese  Aktivitäten
bleiben oft vereinzelt, lokal begrenzt – und damit weit weniger wirksam als
notwendig.

Schulstreikaktionen

Am  19.11.2015  gab  es  in  verschiedenen  Städten  Schulstreiks  und
Solidaritätsaktionen. Jugendliche gingen in Frankfurt am Main unter dem
Motto „We all need Education“ auf die Straße, in Bremen und in Berlin unter
dem Motto „Ob PEGIDA oder Staat, brennende Heime sind die Früchte ihrer
Saat“. In Göttingen, Kassel, sowie München gab es Solidaritätsaktionen von
Schüler_innen  und  Student_innen.  Insgesamt  waren  mehr  als  4000
Jugendlichen  an  diesem  Tag  bundesweit  auf  der  Straße  um  ein  klares



Zeichen gegen die rassistischen Mobilisierungen, aber auch den staatlichen
Rassismus zu setzen.

Jetzt stellen sich Viele die Frage: Wie geht’s
weiter? Was kommt nach dem Streik?

Die  rassistische  Bewegung  wird  nicht  abnehmen.  Vielmehr  besteht  die
Gefahr dass sie größer wird. Denn während Seehofer für eine Obergrenze für
Geflüchtete argumentiert und weiter Menschen im Mittelmeer ertrinken, gibt
es nichts was die rechten Kräfte davon abhält weiter zu mobilisieren und zu
hetzen. Das wirft die Frage auf: Was können wir tun?

Die Antwort hört sich einfach und kompliziert zu gleich an: Wir brauchen
eine bundesweite, antifaschistische und antirassistische Jugendbewegung!
Doch was heißt das konkret? Was braucht eine Bewegung damit sie Erfolg
hat? Zunächst einmal sollte sie gemeinsame Forderungen aufwerfen.
Als Forderungen schlagen wir von REVOLUTION vor:

Volle demokratische und politische Rechte, volle Staatsbürgerrechte
für Alle.
Nein  zu  Grenzkontrollen,  Residenzpflicht,  Einreise-  und
Aufenthaltsbeschränkungen!  Volle  Bewegungsfreiheit  für  alle
Geflüchteten!
Für das Recht auf Arbeit und die gewerkschaftliche Organisierung
aller Geflüchteten, keine Kompromisse bei Mindestlohn und sozialer
Sicherung!  Für  freie  Bildung und die  sofortige  Abschaffung aller
Extragebühren  für  Deutschkurse  und  Bildungsangebote  für
Geflüchtete!
Nein  zum  menschenunwürdigen  Lagersystem!  Enteignung
leerstehenden Wohnraums zur Unterbringung von Geflüchteten und
den massiven öffentlichen Ausbau des sozialen Wohnungsbaus statt
Privatisierungen und Immobilienspekulationen!
Sofortige  Beendigung  aller  Kriegseinsätze  in  Mali,  Syrien,



Afghanistan, Irak, Kosovo, dem Mittelmeer und vor dem Horn von
Afrika,  Schluss  mit  den  deutschen  Rüstungsexporten  und  der
deutschen  Aufrüstung!
Für  das  Recht  auf  Selbstverteidigung  gegen  Polizeigewalt,
rassistischer und faschistischer Angriffe!

Aber  eine  Bewegung  besteht  natürlich  nicht  nur  in  erster  Linie  aus
Forderungen, sie muss versuchen, um diese herum zum mobilisieren und
eine  solche  Kraft  aufzubauen,  dass  sie  in  der  Gesellschaft  gehört  und
durchgesetzt werden. Kurz, es gilt eine Bewegung aufzubauen, die auch über
den nötigen sozialen Rückhalt verfügt.
Bundesweite Vernetzung Die Aktionen in den Städten liefen bisher jedoch
recht isoliert ab und fanden kein bundesweites Gehör. Ein Schritt in Richtung
Bewegung  besteht  darin,  die  bereits  bestehenden,  unterschiedlichen
Bündnisse  aus  den  Städten  für  eine  gemeinsame  Aktion,  also  einen
bundesweiten  Streiktag  oder  einer  Großdemonstration,  zu  gewinnen.
Gemeinsame  zentrale  Forderungen  wie  die  nach  offenen  Grenzen,  der
Enteignung  von  ungenutztem  Wohnraum  oder  das  Recht  auf  gleiche,
kostenlose  Bildung  und  Ausbildungsplätze  für  Alle  werden  so  besser
wahrgenommen,  da  die  gesamte  Aktion  mehr  Leute  erreicht.
Vernetzung muss es aber nicht nur auf bundesweiter Ebene, sondern auch
vor Ort, an den Schulen, an Unis, in den Berufsschulen und Betrieben oder in
den Stadtteilen geben. So kann man sich untereinander austauschen und
unerfahrene Aktivist_innen, die gerade ihren ersten Schulstreik oder ihre
erste  Aktion  planen  wollen,  unterstützen.  Vor  allem  aber  können  diese
Menschen nicht nur als Teilnehmer_innen, sondern auch als Aktivist_innen
gewonnen werden.

Kämpfe verbinden

In der aktuellen Situation, in der Geflüchtete und ihre Unterkünfte, sowie
Linke angegriffen werden, muss man sich fragen, was dem rassistischen Mob
schlagkräftiges entgegen setzten kann. Dass die Polizei, wie sie in Heidenau,
Freital oder auf vielen Demonstrationen gezeigt hat, nicht daran interessiert



ist,  Geflüchtete zu schützen, wirft die Frage nach der Organisierung von
Selbstverteidigung auf. Doch um diese umzusetzen, braucht man Massen an
Menschen und Rückhalt in der Bevölkerung.

Klassenfrage

Der  Kampf  gegen  Rassismus  ist  auch  eine  Klassenfrage.  Rechte
argumentieren gerne mit der Rhetorik „Das Boot ist voll“ und der Angst, dass
die  Geflüchteten  die  Arbeit  und  den  Wohnraum  wegnehmen.  Dieser
Spaltung,  die  nicht  nur  von  den  Rechten,  sondern  auch  von  den
Unternehmer_innen und der „Mitte“ der Gesellschaft vorangetrieben wird,
müssen wir  uns  aktiv  entgegenstellen!  Integriert  man Geflüchtete  in  die
Kämpfe  der  Arbeiter_innenklasse  für  Mindestlohn,  bessere
Arbeitsbedingungen,  für  Arbeitszeitverkürzung,  für  Ausbau  sozialen
Wohnraums,  die  Enteignung  von  Immobilienspekulanten  usw.,  so  kann
daraus  eine  enorme Stärke  entstehen.  Wir  treten  daher  dafür  ein,  dass
Flüchtlinge in Gewerkschaften aufgenommen werden.
Dass der Kampf gegen Rassismus und für gemeinsame Interessen in die
Gewerkschaften und Betriebe getragen wird, ist aus zwei Gründen wichtig.
Erstens, um die reale Spaltung zu bekämpfen und gegen Chauvinismus und
Rassismus  unter  Lohnabhängigen  zu  agieren.  Zweitens,  weil  die
Arbeiter_Innenklasse  aufgrund  ihrer  Stellung  in  der  Produktion  und  die
Gewerkschaften als Massenorganisationen tatsächlich die Macht hätten, den
staatlichen Rassismus zu bekämpfen, Selbstverteidigungsorganisationen von
Migrant_Innen,  Linken  und  Jugendlichen  zu  unterstützen  und  durch
politische Demonstrationen und Streiks gleiche Rechte für alle zu erkämpfen.

How to Schulstreik

In  der  Vergangenheit  mobilisierten  wir  von  REVOLUTION  für  mehrere
Schulstreiks.  Sei  es  in  der  Bildungsstreikbewegung,  die  2009  ihren
Höhepunkt hatte, oder die zwei im letzten Jahr, wo wir zusammen mit dem
Refugee Schul-  und Unistreik Berlin im Sommer 7000 und im November



2014 3500 Teilnehmer_innen auf die Straße gebracht haben. Ein Schulstreik
legt  zwar  keine  Produktion  lahm,  ist  aber  ein  Akt  des  politischen
Massenprotests  und  des  zivilen  Ungehorsams.  Er  hat  die  Möglichkeit,
politische Forderungen aufzuwerfen, ohne das man viel Angst haben muss,
von  der  Schule  zu  fliegen.  Zusätzlich  polarisiert  ein  solcher  Streik  die
politische Stimmung in den Bildungseinrichtungen und öffnet diesen – oft
abgeschotteten Ort Schule – für politische Debatten.

Aber nun ist die Frage: Wie wird ein erfolgreicher Schulstreik überhaupt
organisiert?
Zu aller erst  ist  es wichtig das politische Klima in deiner Stadt und die
aktuelle  Situation zu beachten.  Gab es  rassistische Mobilisierungen oder
Übergriffe?  Gab  es  schon  Kundgebungen  oder  Gegenmobilisierungen  zu
diesem Thema und gibt es eventuell Schulen, an welchen Schüler_innen an
der Organisation dieser Proteste beteiligt waren? Oder gab es sogar schon
Schulstreiks in deiner Stadt, an welche angeknüpft werden können? Solche
Vorbedingungen sind natürlich  hilfreich bei  der  Organisation zukünftiger
Aktionen.
Aber auch wenn es in euren Städten noch nichts dergleichen vorher gab,
heißt es noch lange nicht, dass ein Streik erfolglos sein muss.

Mobilisierung ist Handarbeit!
Hat man eine Aktion geplant, ist es klar, dass man möchte, dass möglichst
viele  Leute  zu  dieser  kommen.  Doch  wie  erreicht  man möglichst  Viele?
Internetpräsenz  ist  hierbei  ein  wichtiges  Mittel.  Beispielsweise  eine
Facebook-Veranstaltung die regelmäßig aktualisiert wird und in der auch
inhaltliche Sachen geteilt werden können, zahlt sich aus. Aber alleine hat
eine Veranstaltung auf  Facebook nicht  den gleichen Einfluss wie direkte
Mobilisierungen für Aktionen vor Schulen. Im Vorfeld zum letzten Schulstreik
in Berlin 2015 haben wir an über 80 Schulen geflyert, plakatiert und kurze
Kundgebungen gehalten. Dies sorgt dafür, dass Jugendliche direkt erreicht
werden, die sonst nicht in der linken Szene ihrer Stadt rumhängen und mit
dem Thema noch nicht vertraut sind. Darüber hinaus erreicht man nicht nur
mehr Leute, man sorgt auch dafür dass in der Schule selber Diskussionen



geführt werden. Mitschüler_innen, die gegen die Aktion oder gar Rassisten
sind, werden gegen den Streik argumentieren und Gespräche eröffnen, die
zur Politisierung und Mobilisierung der Mitschüler_innen genutzt  werden
können.

Und eine solche Mobilisierungstour ist auch nicht schwer zu starten. Das
Material kann von lokalen oder bundesweiten Bündnissen verwendet werden,
Boxen und Mikrofon müssen organisiert werden und schon kann’s losgehen.
In den Pausenzeiten wird sich vor die Schule gestellt, Musik wird abgespielt,
Flyer  verteilt  und  zu  einem günstigen  Zeitpunkt  ein  kurzer  Redebeitrag
gehalten. Vorher oder nachher lohnt es sich noch um die Schule herum zu
plakatieren, so dass die Schüler_innen auch nach der Kundgebung noch an
die Aktion erinnert werden.

Das Gute an einer Mobitour:  Man verteilt  nicht nur die Materialien und
bewirbt die Schulen, sondern hat selber auch einen Lerneffekt. Flyert man
vor unterschiedlichen Schulen und spricht mit Schüler_innen über die Aktion,
sieht man wo die Flyer gut ankommen und wo nicht, welche Schulen ein
gutes Mobilisierungspotential haben und wie verständlich und überzeugend
das Mobilisierungsmaterial ist.

Aber nicht nur Schüler_Innen können für den Schulstreik mobilisieren. Auch
unsere  Lehrer_innen  können  sich  positiv  wie  negativ  daran  beteiligen.
Interessierte  Lehrer_innen,  die  den  Streik  beispielsweise  unterstützen,
können der Thematik im Unterricht Raum für Diskussion geben oder die
Mobilisierung  aktiv  unterstützen.  Aber  auch  Lehrer_innen  oder
Schulleiter_innen, die versuchen einen vom verteilen abzuhalten und gegen
die Aktion wettern, bieten die Möglichkeit für einen positiven Auftritt.

An  deiner  Schule  kann  man  keine  Arbeit
machen?



Du irrst dich gewaltig! Über das Verteilen von Materialien hinaus, kann an
deiner Schule eine ganze Menge gehen. Hat man erstmal Materialen verteilt,
lohnt  es  sich  einen  Aushang  zu  machen  und  sich  mit  interessierten
Schüler_innen zu treffen.  Hat man erstmal interessierte Mitschüler_innen
mobilisiert,  lohnt  es  sich  Aktions-  und  Streikkomitees  aufzubauen  um
gemeinsam an deiner Schule zu arbeiten. Wir von REVOLUTION helfen dir
gerne dabei und haben darin auch schon einiges an Erfahrung gesammelt.
Aber nicht nur kleine Kundgebungen, Diskussionsveranstaltungen oder der
Aufbau von Komitees kann für die Mobilisierung genutzt werden. Laut dem
Schulgesetz haben Schüler_innen das Recht Vollversammlungen abzuhalten.
Diese  geben  die  Möglichkeit  vor  der  gesamten  Schule  Probleme  zu
thematisieren und in einen größeren Kontext zu setzten. Gibt es zum Beispiel
Lehrer_innen,  welche  sich  rassistisch  im  Unterricht  äußern?  Gibt  es
Mitschüler_innen von euch, welche von einer Abschiebung bedroht sind? All
dies kann genutzt werden um euren Mitschüler_innen aufzuzeigen wie sehr
das Thema Rassismus den Alltag bestimmen kann,  auch wenn politische
Themen für einen selbst oft den Anschein erwecken, man selbst oder seine
Freund_innen wären davon nicht betroffen.

Die komplette Mobi ganz alleine machen?

Natürlich muss die Mobilisierung nicht alleine gestemmt werden. Umso mehr
Organisationen im Boot sind und sich an einer Bewegung beteiligen, umso
einfacher und breiter kann die Mobilisierung durchgeführt werden. Vor allem
die Einbindung der großen Organisationen der Arbeiter_innenklasse (SPD
und Linkspartei) spielen hierbei eine wichtige Rolle, die Bewegung in breite
Schichten der Gesellschaft zu tragen und die Mobilisierung stark über das
linksradikale  Spektrum  hinaus  auszuweiten.  Hierbei  ist  es  jedoch  sehr
wichtig, dass sich revolutionäre Jugendliche nicht den Mund verbieten lassen
von diesen großen Organisationen.  Während der  gesamten Vorbereitung,
Mobilisierung  und  Aktion,  muss  klar  sein,  dass  es  sich  um ein  zeitlich
begrenztes Bündnis und Aktion handelt. Über die gemeinsamen Materialen
des Bündnisses, muss allen beteiligten Organisation erlaubt sein, ihre eigene
Materialien zu verteilen, auch wenn in diesen die Politik von Organisation im



Bündnis  kritisiert  wird.  Nur  so  kann  eine  Bewegung  aus  der  vollen
Ideensammlung  entscheiden,  was  der  richtige  Weg  nach  vorne  ist.

Du hast Interesse an deiner Schule zu arbeiten und willst Unterstützung
beim Aufbau eines Aktions- oder Streikkomitees? Dann melde dich bei uns!
Schreib  eine  Nachricht  an  germany@onesolutionrevolution.de  oder  auf
Facebook.

Resolution:  Refugees  Welcome,
fight the causes of flight!
International Resolution of REVOLUTION, October 2015

More  and  more  people  are  fleeing  the  civil  war  in  Syria  and  from the
breakdown of the Iraqi state. The refugee camps in Turkey and the states
surrounding Syria have been overrun way past their capacities for years but
recently pressure on the European states has increased as refugees make
their way into the imperialist heartlands.

The first signs could be seen in Lampedusa or Calais – in the last month
though the number of refugees has significantly surpassed the capacities of
the camps and registration infrastructure provided by the bourgeois states of
Europe. The barbed wire fences in Hungary and the other border states will
not stop people who have come so far to escape Assad’s barrel bombs and the
terror  of  ISIS.  Right  now there are  police  and military  stationed at  the
borders shooting teargas and rubber bullets at refugees trying to enter. The
Hungarian military has even received permission to use firearms in a non-
lethal way. That is what capitalist human rights look like when it comes down
to it. The imperialist core of the EU is trying to make it seem like this is just

https://onesolutionrevolution.de/germany@onesolutionrevolution.de
http://www.onesolutionrevolution.de/wp-content/uploads/2016/01/menschen.jpg
https://onesolutionrevolution.de/resolution-fluechtlinge-willkommen-fluchtgruende-bekaempfen/
https://onesolutionrevolution.de/resolution-fluechtlinge-willkommen-fluchtgruende-bekaempfen/


Hungary’s right wing, nationalist government going buck wild. But looking at
the billions of Euros that have been invested into the Hungarian border this
is hard to believe. It is just the scenario easiest to sell to the public while
screening  heartening  pictures  of  individual  activists  who  are  trying  to
compensate for the shortcomings of the European governments, a task that
can not be accomplished by them. At the same time the EU is preparing more
coordinated military actions in the Mediterranean Sea to simply sink the
boats trying to cross over to Europe.

 

As a result of EU policy the hungarian government is now able to using the
current “refugee crisis” in order to push through a variety of anti democratic
and racist laws which will not only enable the hungarian police to search all
places where they suspect  illegal  immigrants without any sort  of  search
warrant. They have also now pushed through a law, making it a criminal
offence to enter hungary illegally and set up a system of speed trials in order
to deport and criminalize refugees. As an enormous number of refugees are
young people and children they are also legally treating 14 to 18 year olds as
adults to get rid of them. The ruling party in Hungary, FIDESZ under Viktor
Orban,  has been pushing through antidemocratic measures and austerity
policies in the last couple of years and has recently lost its absolute majority
in parliament[1]. Since the fascist party Jobbik are now the second strongest
parliamentary force in the opinion polls, almost catching up with Fidesz[2],
this might lead to a future coalition of Fidesz and Jobbik furthering the right
wing backlash.

The rest of the european countries is currently trying to make it look like
they have nothing to do with the actions of the military or FRONTEX at the
EU borders. The German and Austrian governments are praising their great
“welcoming  culture”,  while  closing  the  borders.  Especially  the  weapon
industries in Germany and France have profited from both the wars in Syria,
Ukraine and Africa and the investments into border security.

The ruling classes of Europe have also found another way to exploit the
precarious situation refugees are faced with when fleeing to countries like



Germany. It is no coincidence that capitalists are all of a sudden calling for a
work  permission  for  refugees,  the  welcoming  culture  is  limited  to  the
principle that refugees are welcome as long as capitalists are welcome to
exploit them. They hope to create a completely vulnerable, powerless strata
of the working class which they can exploit as much as possible. We fully
support the right of refugees to work and lead an emancipated life in the
countries they had to flee to, but we need to force the unions into organizing
a campaign in support of refugee rights as well as organizing refugees as
fellow union members and workers.

As for the war in Syria it  has also developed more characteristics of an
imperialist conflict.The US are bombing oil refineries and sometimes even
ISIS, the CIA tries to put forth a force acting in their interest, Russia is
exporting aircraft, battle tanks and even personnel to Assad and regional
powers such as Qatar and Saudi-Arabia are investing in the war as well. The
rigorous continuation of this brutal conflict has lead to a wave of of refugees
not matched in decades.

To meet the needs of these people, which is our duty since our wealth is
founded on their misery, we need to coordinate internationally. We need to
force the European governments into opening the borders, providing safe
passage for every refugee and organizing sea rescue initiatives. We need to
force  them into  providing  appropriate  housing,  food  and  healthcare  for
everybody. We oppose the idea of creating „nicer“ forms of detention camps
but we argue for the right of refugees to live in socially funded housing, not
segregated and hidden away from society but as an equal part of it. We need
to fight against racism, the growing right wing in Europe and the ongoing
attempts  to  divide  us.  Therefore,  we  also  oppose  every  concept  of
discrimination  between  economic  and  political  refugees  –  freedom  of
movement is everyone’s right, no matter if they are fleeing war, hunger or
poverty. We need to demand full citizenship for everyone, the right to vote, to
work, to live wherever they want and the right to organize.

Right now we see the individual effort of thousands of volunteers and their
great sacrifices all over Europe, which is admirable and a natural reaction to
the suffering of others. But it is not a possible solution. We need to address



the issues that are really responsible for this situation; the Assad regime
which has slaughtered tens of thousands and displaced countless more, the
imperialist  governments  and  economies  that  are  profiting  from  war,
exploitation and poverty and finally ISIS who are a creation of imperialist
interventions. We need to demand that they stand up to their crimes and pay
for them. The struggle for the refugees is not fought or won in the camps, at
the registration sites or borders. It must be brought to the streets, into the
imperialist centers if we want to solve it. The war that has been brought upon
the Syrian  or  Iraqi  people  needs  to  return  to  those  who caused it,  the
bourgeois class.

Though the demands we are raising against the governments of Europe are
based on the dire necessities of being a human, it would be foolish to expect
the bourgeois states to try to fulfill them as they attack the very base of their
power and wealth. The recent development, the crisis, shows with even more
vigor that we have all the right to do so. This tragedy cannot be ended until
we eradicate the real cause for it, the capitalist system. A social structure
based on ever growing exploitation of the majority of people has not the
potential to solve this crisis for it is the cause of it. If we want to help the
refugees, if we want to fight the rising racist and nationalist movements we
need fight capitalism as a whole and bring it down.

[ 1 ]
http://www.zeit.de/politik/ausland/2015-02/ungarn-orban-verliert-popularitaet

[ 2 ]
http://www.spiegel.de/politik/ausland/ungarn-rechte-jobbik-partei-macht-auf-
nett-a-1031915.html


